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Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich mochte zunächst erwähne», das; bisherige Gepflogenheit
war — ich weiß nicht, ob eine Aenderung eintreten soll — daß die Etats sämmtlich an die
Spezial-Commissionen gingen und dann erst behandelt worden sind.

Abgeordneter Ianßeu: Aber nach Anhörung des Referenten,
VorsitzenderFürst zu Wied: Will der Landtag noch diese 3 Referate über die

genannten Etats morgen auf die Tagesordnung gesetzt wissen? Herr von Solcmacher hat
das Wort.

Abgeordneter Freiherr von Solemacher: Es steht auf der Tagesordnung der
Haupt-Etat mit allen Anlagen, diese Etats sind bisher nicht prinzipiell in Commissionen
gekommen,sondern sind hier berathen worden, und nur, wenn sich hier Schwierigkeiten heraus¬
stellten, wurden sie in eine Commission gewiesen, viele wurden gleich hier erledigt. Im
Uebrigen bemerkeich, wenn Herr Ianhen verhindert wäre, das Referat zu übernehmen, daß ich
stets bereit bin, für ihn einzutreten.

VorfitzenderFürst zu Wied: Ich darf die Mitglieder des Landtags noch bitten, sich
auf dem Lllndtagsbürcau einzuschreibenund ihre Wohnungen anzugeben, ich bitte aber Alle es
zu thun, damit den Herren die Tagesordnung und alles Uebrige zugeschicktwerden kann.

Meine Herren! Ich glaube die Arbeit für dcu heutigen Tag ist erledigt. Ich bitte
also, morgen um 11 Uhr zur Plenarsitzung zusammenzutreten, um 10 Uhr die Abtheilungen. -^
Ich schließe die Sitzung.

(Schluß 1 Uhr 50 Minuten.)

Zweite Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf, am Montag den 1. Dezember 1890.

Beginn: 11 Uhr Vormittags.

Tagesordnung:
1. Eingänge.
2. Bericht des Pruviuzialausschusses über die Ergebnisse der Provinzialverwaltnng für das Etats¬

jahr 1888/89. Nr. 1 der Drucksachen.
3. Bericht des Provinzialausschusfcs über die Ergebnisse der Provinzialverwaltnng für das Etats-

jähr 1889/90. Nr. 2 der Druckfachen.

4. Bericht des Provinzialausschusses zum Haupt-Etat der Provinzialverwaltung der Rh""^
proviuz für die Etatsjahre vom 1. April l89l bis 31. März 1892 und vom 1, Ap"
1892 bis 31. März 1893. Nr. 8 der Druckfachen. , ,

5. Bericht des Provinzialausfchuffes, betreffend den Vermögensstand des RheinischenProvinz'"-
Verbandes. Nr. 20 der Drucksachen, ..

6. Haupt-Etat der Provinzialverwaltnng der Nheinprovinz für die Etatsjahre vom l- ^^'
1891 bis 31. März 1892 und vom 1. April 1892 bis 31. März 1893. Nr. 9 der Drucksache"'
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7. Ersatzwahl eines Mitgliedes und eines stellvertretenden Mitgliedes für den Provinzial«
ünsschuß.

8. Ausloosung der ausscheidendenMitglieder des Provinzialausschussesnnd deren Stellvertreter.

BorsitzenderFürst zn Wied: Die Sitzung ist eröffnet.
Zunächst mache ich die Herren Mitglieder des Landtages darauf aufmerksam, daß das

Geschäftsprototoll, welches von den Schriftführern nnd dem Vorfitzenden gezeichnetwird, jeden
Tag hier offen liegt und von den Herren eingefehcnwerden kann. Wenn sich irgend welche
Bedenken gegen die Fassung desselben finden sollten, dann bitte ich, davon Mittheilung zu
machen,damit ich in der nächsten Sitzung eine Berichtigung eintreten lassen kann. Wenn keine
Bedenkenvorliegen, dann würde ich das Protokoll als genehmigt ansehen. Im letzten Jahre
hat der Landtag beschlossen, von einer Verlcsuug des Geschäftsprotokollesabzusehen, Ist der
hohe Landtag damit einverstanden, daß auch in diesem Jahre wieder so verfahren wird? Wenn
kein Widcrfprnch erfolgt, fo fchc ich das als genehmigt an.

Ich habe dann mitzutheilen, das der Abgeordnete Schieß aus Xanten mittheilt, er
könnte zu feinem Bedauern wegen Krankheit, er leidet an Gelenkrheumatismus, diesmal der
Session des Provinziallandtages nicht beiwohnen. Ebenso aus Aachen Herr Oster, der mit¬
teilt, daß er erkrankt wäre, nnd erst in einigen Tagen hier eintreffen könnte. Sodann, meine
Herren, habe ich von Seiten des Herrn Landtagscummissarins ein Schreiben erhalten, welches
folgendermaßen lautet:

„Eurer Durchlaucht beehre ich mich den Königlichen Ncgiernngsrath von
Philipsburn als meinen Commissarius zn den Sitzungen des Provinziallandtages
und der von demselbenznr Vorbereitung seiner Beschlüssegewählten Commissionen
ganz ergebenst anznmclden."

Ich habe die Ehre, Herrn Regicruugsrath vou Philipsborn bei Ihnen einzuführen.
Sodann ist mir von Seiten des Herrn Landtagscommisfarius folgendes Schreiben

^'gegangen:
„Eurer Durchlaucht beehre ich mich unter Bezugnahme ans §. 23 der Pruvinzilll-

orduung vom 1. Juni 1887. nach welchemdie Beschlußfassungüber Einfprüche
gegen das stattgehabte Wahlverfahren und über die Gültigkeit der Wahlverhand¬
lungen über die in den Kreifcn Aachen Land, Malmedy, Bonn Land, Geldern,
Kempen. Moers und Solingen stattgehabten Ersatzwahlen ganz ergebenst zu über¬
senden.

Nach Anzeige des Landraths zu Kempen sind die bei der im Kreise Kempen
vorgenommenenErsatzwahl abgegebenenStimmzettel aus Verschen gleich beseitigt
worden."

Ich frage, ob ich die Sache direkt der Wahlprüfnngseommiffion übergeben kann. —
"folgt kein Widerspruch, so wird so verfahren werden.

Dann habe ich von Seiten des Herrn Landtagscommiffarius ein Schreiben erhalten,
Elches an den Herrn Landcsdirektor gerichtet ist, über die Frage der Milzbrandentschädigung.
)^> brauche wohl das Schreiben jetzt hier nicht zu verlesen, da über die Milzbrandentschädigungs-
^agc eine ausführliche Vorlage des Provinzialausfchusses vorliegt, mit einem Vorschlag zur
""Mulirung eines Gesetzes. Ich denke, daß diese Vorlagen alle gemeinsam behandelt werden
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sollen. Sind die Herren damit einverstanden? — Ich würde diese zu Nr, 37 unserer Druck¬
sachen zur Behandlung im Anschluß an diese verweisen.

Ebenso liegt mir hier eine denselbenGegenstand betreffende Vorlage des Abgeordneten
Freiherrn von Loö vor. über die Entschädigung für an Milzbrand gefallene Thiere von Seiten
des Bauernvereins. Ich denke, die Sache wird ebenfalls in Nr. 3? der Drucksacheneingestellt
werden. Sind die Herren einverstanden? (Zustimmung.)

Sodann ist mir durch den Herrn Landesdirektor ein Schreiben des Herrn Landtags-
Commissarius zugestellt worden, betreffend die Wahlen von bürgerlichen Mitgliedern der Ober-
Ersatzcommission. In diesem Schreiben ist ausgeführt, daß iu den Bezirken und Theilungen
Veränderungen stattgefunden haben, auch ein Mitglied verstorben ist, und daß in Folge defsen
mehrere Neuwahlen und Ersatzwahlen zu thätigen sind. Ich frage das hohe Haus, ob dieses
Schriftstück jetzt verlesen werden soll, oder ob das erst bei der Wahlhandlung erfolgen foll.
Sind Sie einverstanden, daß es bei den Wahlsachen behandelt wird? (Zustimmung.)

Sonach werde ich das Schreiben bis dahin zurücklegen.
Als neu eingegangen von Seiten des Provinzialausschusses habe ich mitzutheilen

cineu Nachtrag zu dem Berichte über die Errichtung des Kaiser Wilhelm-Denkmals
in der Nheinpruvinz.

Dasselbe geht zu der betreffendenDrucksacheund wird im Anschlich daran behandelt
weiden. Ich glaube, der Abdruck ist fchou iu Aller Händen.

Sodann ist mir von Seiten des Herrn Landesdirektors ein Schreiben zugestellt worden,
welches von dem Kuratorium der Rheinischen evangelischenArbeiterkolonie Lühlerheim ausgeht,
unterschrieben von dem Herrn Geheimen Ncgierungsrath Melbeck. In diesem Schreiben wird
ausgeführt, daß der von dem Provinzialnusfchuffe vorgeseheneBetrag von 7500 M. für tue
jetzigen Bedürfnisse der Arbeiterkolonie nicht ausreichen würde, und es wird die Bitte an den
hohen Landtag gerichtet, die Summe auf 10000 M. zu erhöhen.

Wollen die Herren jetzt fchon bestimmen,wie die Sache zu behaudelu ist? Sie würde
wohl im Anschluß an den Etat zu behaudelu sein. Sind Sie damit einverstanden, dann würde
ich die Eingabe zu der betreffenden Etatsposition verweisen.

Der Herr Abgeordnete Melbeckhat das Wort.
Abgeordneter Melbeck: Ich würde einverstanden sein, wenn ich gelegentlichder Etats-

berathung das Wort bekomme.
VorsitzenderFürst zu Wied: Ich constatire das Einvcrständniß.
Meine Herren! Sodann ist mir ein Schreiben durch Vermittlung des Herrn Landes¬

direktors über die Frage der Moselkanalisirung zugegangen. Dasselbe geht aus von ver¬
schiedenen Vereinen: zunächst von dem Verein zur Wahrung der gemeinsamenwirthschaftlichen
Interessen für Rheinland und Westfalen, unterschrieben von Dr. E. Ianßen, Geheimer EoM-
merzienrath, Vorsitzendervon der nordwestlichenGruppe der deutschen Eisen- und Stahlindustrie,
unterschrieben von Zerwes und von dem Verein deutscherEiscuhüttenleute, unterschriebenvon
C. Lueg. Vorsitzender,und Generalsekretär Beumer. Der Antrag geht dahin:

„Der hohe Landtag wolle sich für die Nützlichkeit und Nothwendigkeit der Mosel¬
kanalisirung aussprechen."

Ich frage, ob das hohe Haus sich jetzt schon über die Behandlungdieser Eingabe schlug
machenwill, oder ob das auf einen künftigen Tag verschoben werden soll.

Der Herr AbgeordneteFriederichs hat das Wort.
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AbgeordneterFriederichs: Es ist dies eine sehr wichtigeFrage. Ich bringe in An¬
regung, ob es nicht geboten ist, dieselbe für sich oder vielleicht in Verbindungmit der Regierungs¬
vorlage über die Zwangsgenossenschafteneiner Spezialcommissionzu überweisen. Ich glaube,
daß das die richtige Form für die Behandlung wäre für eine Angelegenheit,welche wirthschaftlich
so außerordentlichwichtig für unsere Provinz ist.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteLueg hat das Wort.
Abgeordneter Lueg: Ich möchte den hohen Landtag ersuchen, zu gestatten, daß die

"Petition hier doch zum Vortrag gelangt, damit die Herren über das Wesen der Petition eine
nähere Erläuterung haben. Dann würde ich mich allerdings auch einem Vorschlage, ähnlich wie
er des Herrn AbgeordnetenFriedcrichs auf Verweisung an eine Commissionzur Prüfung, an¬

schließen; ich möchte also den Herrn Vorsitzenden bitten, wenn möglich,die Sache ans die Tages¬
ordnung einer der nächsten Sitzungen zu setzen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Es sind zwei Vorschläge gemacht: der eine, die Sache
Nett an die Commissionzu verweisen, der andere, die Petition als eine so wichtigeSache, wie

>re nch für unsere ganze Provinz wirklichdarstellt, zunächst hier zur Verlesung zu bringen.
Der Herr AbgeordneteBecker hat das Wort.
Abgeordneter Becker: Meine Herren! Ich erkenne durchaus an, daß der Vorschlagdes

,°?errn AbgeordnetenLueg, wenn wir in den nächsten Tagen Plenarsitzung halten, der zutreffendere
!' denn die Sache ist wichtig genug, um durch einen einleitenden Vortrag zur Kenntniß der

Ugneder der Versammlung gebracht zu werden. Ich fürchte aber, daß nach der Oekonomic
>6eu, wie sie durch die Sachlage gegeben ist, Plenarsitzungen in den nächstenTagen kaum

^anfinden werden — und ich würde den Herrn Vorsitzendenbitten, daß er vielleichtdie Güte
^tte, sich darüber auszusprechcn— ist das der Fall, dann würde ich den Vorschlag des Herrn

geordneten Friederichs für das kleiuere Uebel halten; ich würde nämlich anuchmen, daß in
er Zwischenzeit, wo wir keine Sitzuugen halten, wenigstens die Commissions-Bcrathung statt-

^ben könnte, die sonst hinterher wieder längere Zeit in Anspruch nimmt, uud da auch nächsten
tontag Festtag ist, und Dienstag, glaube ich, Schwierigkeiten einer Plenarsitzung entgegen-

m, ,' und das uns in eine sehr lange Session hineintreiben könnte, würde ich aus dieseu
uckftchtonauf die Oekonomie der Zeit empfehlen, auf den Vorfchlag des Herrn Abgeordneten

"Nederichs einzugehen.
^, VorfitzenderFürst zu Wied: Ich möchte noch einen anderen Vorschlag machen. Sind

^ «unverstanden— es ist wirklicheine fcbr wichtigeSache — daß wir die ganze Petition
f^ ^ ^ssn und an die Mitglieder vertheilen, da kann Jeder sie lesen und sich leichter
Aussig machen.

Der Herr AbgeordneteLueg hat das Wort.
, Abgeordneter Lueg: Ich glaube, daß die Angelegenheit hier in der Plenarsitzung

"uchst vielleichteine halbe Stunde in Anspruch nehmen wird, und bei der Wichtigkeit und
der c?"^nsse, das, wie ich annehme, der gesammte Landtag an der Sache nimmt, wäre es in

That angemessen, daß die Sache hier bekannt wird. Was den Vorschlag den Druck der
.^!°" anlangt, so steht nichts entgegen, obgleich ich der Meinung bin, daß die Herren Mit-
^ °r jeder schon ein Druckexcmplar der Petition bekommen haben. Dadurch würde Auf-
Ec>5^ ^"" s^eit vorhanden sein, daß die Herren sich heute schlüssig machen können, ob die
Das "" ^" Commission gehen oder das umgekehrteVerfahren eintreten soll. Meine Herren!

umgekehrteVerfahren würde möglicherweise dazu führen, daß die gauze Angelegenheitin
43*
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der Commission begraben würde, und das wurde mir und vielen Mitgliedern des Landtags
gewiß nicht angenehm sein.

VorsitzenderFürst zu Wied: Es ist noch ein Vorschlag gemacht worden von dem
Herrn AbgeordnetenVeckcr und die Anfrage an mich gerichtet worden, wie es mit den nächste«
Sitzungen gehalten werden soll. Meine Herren! Das hängt ganz von Ihren Beschlüssen ab.
Die Eingaben des Ausschusses sind gestern Ihneu zugestellt wurden, und heute werden die
Eingaben der Negierung Ihnen vorgelegt und außerdem diese Frage der Moselkanalisirung.
Sie habeu jetzt zu beschließe», ob Sie die sämmtlichenSachen an die Commissionen überweisen
oder alles erst in der Plenarsitzung behandeln wollen Ist das zweite der Fall, dann ist es
ganz natürlich, daß jeden Tag dieser Woche womöglichPlenarsitzung sein müßte, nnd daß die
Commissioneneben vorher und nachher arbeiten. Die Plenarsitzungen könnten dann ja kürzer
sein. Ich möchte nnr zu bedenken geben, daß ich ein gewisses Interesse für meinen Herrn
Stellvertreter habe, daß die Plenarsitzungen nicht zu lauge dauern, weil, wie Sie wissen, ich
gezwungenbin, von hier abzureisen, nnd mein Herr Stellvertreter dann hier allein ist. I"
dieser Beziehung darf ich wohl für ihn eintreten.

Der Herr Abgeordnete Becker hat das Wort.
Abgeordneter Becker: Meine Herren! Vielleicht ließen sich die beiden Wünsche so

vcreiuigeu, wenn wir morgen noch eine Plenarsitzung hätten, und auf die Tagesordnung d:e
Sache gefetzt wird und morgen die Beschlußfassungerfolgt, einmal über die von Herrn Lueg 1^
betonte Mofelkanalisation, und zweitens, fuweit bei den anderen Vorlagen fchon Jemand das
Wort ergreifen will, anch über diefe, jedenfalls aber über die gcfchäftliche Behandlung, nnd dtt
Verweisung der einzelnen Vorlagen an die Commission beschlossen wird, dann wird Jeder
Gelegenheit haben, sofern er fchon vorweg im Plenum sich äußern will, das morgen zn thun
und wir würden vielleicht in einer Sitzung die Angelegenheit in der von einzelnen Herren
gewünschten Weise erledigen können.

VorsitzenderFürst zu Wied: Ich uehme an, daß Sie damit einverstanden sind un
ich würde so verfahren. Wir würden morgen wieder eine Plenarsitzung um 11 Uhr ansetzen
und die Tagesordnung dafür am Schlüsse der heutigen Sitzung feststellen. Jedenfalls würde
aber die Petition, betreffend die Moselkanalisirung, morgen auf die Tagesordnung gesetzt werden-

Sind Sie damit einverstanden? (Zustimmung.)
Im Anschluß an die oben besprochene Vorlage habe ich eine Petition Ihnen vorzulegen,

die von dem Oberbürgermeisteramt von Trier ausgeht, uuterschrieben von dem Oberbürgermeister,
sämmtlichenBeigeordneten und Stadtverordneten der Stadt Trier, welche ebenfalls für b"
Mufelkanalisirung eintritt. Sie gestatten wir wohl, daß ich diefe Petition im Anschluß «n d«
vorhergenannte in Geschäftsgang bringe.

Es liegt mir hier noch eine Petition ans Andcrnach vor, betreffend die UebernalM
der Akticnstraße Mähen-Andernach. Dieselbe ist an den Herrn Landesdirektor resp, be"
Provinzialausschuß gerichtet gewesen und ist hierher an den Prouinziallandtag abgegebe"
worden. Ich glaube, daß diese Frage wohl im Anschluß an die Drucksache Nr. 44 zu behande n
sei« würde, wenn der hohe Landtag damit einverstanden ist, in welcher Drncksachedie F"g
wegen Uebernahme der Atticnstraßen behandelt ist.

Ist der Landtag damit einverstanden, so würde ich so Verfahren.
Es liegt mir ferner eine Petition vor von dem BierbrauereibesitzerI. V. WeW '

Meckenheim, betreffenddie Zerstörung seines Etablissements durch Wolkenbruch. Es wird «u '
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geführt, daß die Straßen resp. Brücken an dieser Zerstörung mit Schuld wären. Der entstandene
Schaden beläuft sich nach den Angaben des Petentm auf 15 bis 20 000 Mark. Der Befund-
bericht des Kreisbaumeisters liegt vor. ^. ^ .

Ist der hohe Landtag damit einverstanden, dah die Petition an die Fachcomnnsston
geht? (Zustimmung,) Sie wird also an die Fachcommission verwiesen, . . « ^

' Es liegt nur sodann eine Petition aus Strauch vor von emem Herrn Braun, betreffend
die theilweiseVerlegung der Nuhrthalbahn. Diese Angelegenheitist mir ebenfalls vorgelegt von
dem Herrn Landesdirektor. .^ , ^ ,.,^ ^

- Wollen Sie die Petition ebenfalls an die Fachcommission verweisen? - und zwar, da
wir eine Eisenbahncommissionnicht haben an die Fachcommission für Promnzmlstraßen? - Ich
constatiredas Einverständniß. ^ . ^ ^..l^<«,.^„

Ferner liegt nur eine Petition vor aus Weitberg, unterschneen
und Ackerer, aber'ohne Namen, welche sich beklagen über den
MischenViele und Mannlich, sie hätten '/- Meter Schmutzzu durch ahren 6° ^ , ^ '""
g°r nicht mehr fortkommen.Meine Herren! Soll ich die nicht unterschnebene PetMon m Behand-
lung geben? s^uruf: Nein.) Also aä l»,otll.

Es ist Mr hier ein Schreiben zugestellt vom Herrn Gemeinde-Oberförstervon Metzen
am Sobernheim, welcher eine Petition mir überreicht, welche er an den hohen PromuMand wg
richtet. Ich weiß nicht, ob das Gefuch den Mitgliedern fchon zugegangen rst. ^ handelt
°°n der Stellung der Forstbeamten. In dieser Petition ^ ausgeführt daß n 5
Punkten der Wunsch dahin geht, die Eommunal-Forstbeamten mochten m "Ue" Tl le
dm Königlichen Forstbeamten gleichgestellt werden. Ich frage, ob der hohe "t "^
schon über die Behandlung dieser Petition schlüssig "^en will Es ch m °°rg ^
worden, die Petition an die erste Fachcommission zu geben. Sind Sie unverstanden^ (Znstun.
""mg.) Es erfolat kein Widerspruch. Sie geht an die erste Fachcomnnsswn.

Soda n ab ich den sämmtlichenHerreu Mitgliedern des h^« Landtages enie Em-
ladung d^ektwn der",GeseWaft Berein" mitzutheilen, welche
einladet ibre Näume ui besuchen. Sie ist unterschriebenvon dem Vorsitzenden der GeselMM

"erei,) ^^^'"chdem ich nun Nr. 1 der Tagesordnung ^i^
nun zu Nr. 2: Bericht des Provinzialausschusfes über w ^ebn fse der
'"r das Jahr 1888 89. Nr. 1 der Drucksachen. Referent rst Her^5^rdM D .

Berichterstatter AbgeordneterDietze: Meine Herren! Der ^10. ° ^ °^
"ung schreibt Folgendes vor: Bei Vorlegung des ö«ushatsetats ^
"ber die Verwattnng und den Stand der Angelegenheitendes P" ^
"statten. In diesen Jahre ist der Ausschuhso glücklich gewesen, ^« wdm VerwaUuugsbenM

u Ihnen in einem blauen und einem rothen « "^ ^
1889 und vom 1. April 1889 bis 31. März 1890 so früh m ° e «a u

°hm Hanfes gelangen' lassen ^ kömwn daß ^^^
^ was nicht in eingehendster Weist dresen Bericht schon ftuM ya^ .
«ölen, daß ich über jeden einzelnen Passus, er m diesemBerch be hr^st, . /r^
Berathungen noch in eingehendsterWeise ' ' ^

' ^A7^S7?t. kch" ^^ '"'
^nd 3"irf^en^^ 'erichtHatter angesührten Gründen.
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Berichterstatter Abgeordneter Dietze: Ich werde also anfangen zu berichten. Meine
Herren! Es scheint hier ein Mißverständniß obzuwalten. Ich bin in der Lage jetzt zu berichten-

Abgeordneter von Grand-Ry: Meine Herren! Der Herr Berichterstatter hat eben
mitgetheilt, daß wir Gelegenheit gefunoen haben können, den Bericht durchzusehen. Ich möchte
glauben, daß es nicht nothwendig sei, in diesem Augenblick in die Verhandlung über den
Bericht einzutreten, da wir bei der Behandlung der Etats die Gelegenheit haben, auf die
Einzelheiten des Berichts einzugehen, die in einigem Zusammenhang mit den Etats über¬
haupt stehen.

Abgeordneter Bloem: Meine Herren! Ich schließe mich den Ausführungen an, die
wir vorhin gehört haben. Der Herr Berichterstatter müßte allerdings felbst auf den Bericht
verzichten,und wenn er darauf verzichtet,und das Plenum der Ansicht ist, daß der Verzicht am
Platze sei, so würde die Sache erledigt sein.

Berichterstatter AbgeordneterDietze: Ich danke dem Herrn Bloem sehr und biu sehr
gerne bereit meinerseits auf den Bericht zu verzichten.

AbgeordneterFreiherr von Solemacher: Meine Herren! Es ist das doch ein ganz
anderes Verfahren als es bisher hier gehandhabt worden ist. Diese Berichte selbst sind niemals
ganz verlesen worden, ich habe den Herrn Kollegenauch nur dahin verstanden, daß er auf die
Verlesung dieses ganzen Berichts verzichtet. Nun ist aber von dem Herrn Referenten ein Auszug
aus diesem Bericht gemacht worden, worin er auf die hervorragendstenPunkte hinweist, und
dieser Vortrug ist bisher allerdings stets angehört worden, wenn Sie auch auf diesen verzichten,
so ist es allerdings ein sehr summarischesVerfahren. Ich stelle es anheim, aber constatire aus-
drücklich,daß früher dieser kurze Auszug des Herrn Berichterstatters stets vom hohen Haus
gehört worden ist.

VorsitzenderFürst zu Wied: Ich stelle den Antrag zur Abstimmung, daß wir von
einem Bericht über den Bericht absehen, und den Herrn Berichterstatter fragen, ob er daraus
verzichtet. Ich bitte diejenigen Herren, welche dafür sind, daß von dein Bericht über den Bericht
abgesehen wird, sich zu erheben, (Geschieht.) Das ist die Minorität.

BerichterstatterAbgeordneterDietze: Ich beginne meinen Bericht,

I. Etatsjahr 1888/89.

I. Abtheilung.
Angelegenheiten des Provinziallandtages.

Die Provinzialordnung ist am 1. April 1888 in Kraft getreten; der auf Grund
derselben neu gebildete 34. Provinziallandtag wurde durch Allerhöchste Verordnung auf den
17. Juni 1888 einberufen.

Der 35. Provinziallandtag wurde auf den 9. Dezember 1888 berufen.
Die von beiden Landtagen gefaßten Beschlüsse, sowie die Ausführung derselben

Seitens des Provinzialausschusses,sind S. 2 ss, des gedruckten Berichts eingehend nachgewiesen-

Angelegenheiten des Proinzialauss chusses.
Der frühere Provinzial-Verwaltungsrath hat bis zum Amtsantritt des neugewählten

Provinzialausschusses die Verwaltung fortgeführt und erledigte in 3 Sitzungen von 4 Tag"
143 Geschäftssachen.
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Der neugewählte Provinzialausschuh hielt 7 Sitzungen m.t emer Gesam.ntdauer
«°n 17 Tagen, um über 486 Geschäftssachen zu berathen. Die «°m Promnzlallandtage gewählten
Mitglieder des Provinzialausschusses,sowie Stellvertreter derselbe« ferner dre von em Provmzml-
«usschusse gewählten Mitglieder und deren Stellvertreter für den Provrnzralrath und dre
Bezirksausschüsse sind S. 10 und 11/12 namentlich aufgeführt.

Angelegenheiten der Central-Verwaltungsbehorde.

Der Gefchäftsumfang der Central-Verwaltungsbehordehat sich wiederum vermehrt;
es ginnen 56528 Geschäftsstücke ein, 4141 mehr wie im Vorjahre.

für die Pensionskasse der Landbürgermelstereren und
Landgemeindend« Nheinprovinz ist die Verwaltung der Kasse dem Promnzmlverbande über-

'^" kosten der Central-Verwaltungsbehorde sind Seite 16 in dem mitgetheilten
Finalabschlusse nachgewiesen.

Wittwen- uud Waisenkasse der Provinzialbeamten.

Der Wittwen- und Waisenkasseder Beamten der Provinzialverwaltung gehören 249

^ In dem Abschnitte der allgemeinen Finanzverwaltung "t »^2 d^r Final^
abschluß des Haupt-Etats nachgewiesen. DieEinnahmen fragen ""d'^
Pr°vinzialabgaben sind 120 000 M weniger erhoben worden »ls rm Etat « '^hen ^.r her
weisen Deckungdes Ausfalles wurde der Ende 1887/88 verbliebene Bestand n
vereinahmt. Die Ausgaben enthalten die für die einzelnen Verwaltung^
während die Rechnungsabschlüsseder einzelnenVermag
schnitten des NerWs mitgetheilt sind. Bei d"" Haupt-E «t ver^ 1 ^
» Pf, der indessen durch die Ersparnisse un Rechnungsjahre 1889,90 nnever geo

Die Vertheilung der Umlage ist S. 2? nachgewiesen.

Angelegenheiten der niederen landwirtschaftlichen fchulen, s°«ie der Unt^
stützuug sonstiger landwirthschaftlicher Zwecke uud der Beförderung

Landesmeliorationen.

Der Besuch der Landwirthschaftsschulen Mb^ "
^ule zu Saarburg ist annähernd derselbe geblieben, Gesam,nschulerz»hl 1o?^127^26

Die 13 landwirthschaftlichenWinterschulenwurden besucht
1886/8? von 231 Schülern
1887/88 „ 269
1888/89 „ 278 „

i,^«^n«« ^«rleounaen über die Verwendung der etats-
„^ Der Bericht enthält die ausfuhrlrchstenD« egungm P,Mnzial-

"a wn Mittel zur Unterstützung der Landwirt schaft üb d v ^ ^^
«'dtage beschlossenen Beihülfen behnfs "gmthun, cher Erwerbn , , ) , ^^

Dürftige Landleute - über die Verwendung des ^stb«^
^othstandsfonds, sowie der in Folge von Ueberschwemmungeu und Mchernten
""zillllandtllgc bewilligten Mittel.
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Angelegenheiten des Rittergutes Desdorf.
Das Rittergut Desdorf ist auf weitere 9 Jahre, bis Herbst 1898, verpachtet worden

an den seitherigenPächter Paar.

Angelegenheiten, welche die Förderung von Kunst und Wissenschaft betreffen.

Die Provinzialmuseen in Bonn und Trier sind ausführlich behandelt — die Fort-
fetzung der Denkmäler-Statistik ist der Gesellschaft für RheinischeGeschichtskunde in Köln
übertragen worden. —

Der Stand des Fonds zur Errichtung des Kaiser-Wilhelm-Denkmals — desgl.
des Ständefonds im Bericht nachgewiefen,

II. Abtheilung.

Landarmenverwaltung.
Die Kosten der Landarmenverwaltung sind wiederum um 7,4»°/° gestiegen. Die

Ausgaben betrugen 685 946 M. 20 Pf, für 5263 Personen, darunter 191 988 M. 32 Pf. M
669 landarme Perfonen in Provinzialanstalten.

Staats-Nebenfonds.
Bezüglichder Staats-Nebenfonds wird lediglichauf den Bericht verwiesen.

Zwangserziehung verwahrloster Kinder.
169 Kinder wurden in Zwangserziehung genommen, am Schlüsse des Jahres befanden

sich 1208 Kinder in Zwangserziehung.
Dem Berichte sind verschiedene interessante statistische Uebersichten beigegeben.

III. Abtheilung.

Angelegenheiten der Provinzial-Institute.
Provinz ial-Irrenanstlllten.

Die finanziellenResultate der Verwaltung der Provinzial-Irrenanstalten sind in einer
besonderen Anlage des Näheren nachgewiesen. Insgesammt wurden im Jahresdurchschnitt
2659«°'/«65 Geisteskranke verpflegt.

Provinzial -Taubstummenanstalten.
Die städtische Taubstummenanstalt Elberfcld ist an, 10. November 1888 über¬

nommen worden.

Außer 10 Taubstummen in der Idiotenanstalt zu Essen sind im Ganzen 433 taub¬
stummeKinder auf Kosten des Provinzialuerbandes unterrichtet worden.

Provinzial-Blindenanstalt.

In der Prouinzialblindemnstalt befanden sich am Schlüsse des Jahres 153 Zögling«
in der Vorschule und in der Unterrichtsabtheilung,in der Arbeiterabtheilung20 Zöglinge.

P rovinzial-Heb am men« Lehranstalt.
In der Hebammen-Lehranstaltwurden 40 Schülerinnen ausgebildet.
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Provinzial -Arbeit« an st alt.
In der Arbeitsanstalt zu Brauweiler befanden sich durchschnittlich 1225 Detinirte.

Lllndarmenhaus.

Im Landarmenhause wurden durchschnittlich 424 land- oder ortsarme Personen verpflegt.

Fürsorge für Epileptische.
An Epileptikern waren untergebracht am Schlüsse des Berichtsjahres in den Anstalten

zu Aachen . . . 103
„ Rath ... ?0
„ Bethel ... 202

im Lllndarmenhaus___32
40?

Fürsorge für die Idioten.
In der Anstalt des Vereins zur Erziehung und Pflege idiotischer Kinder katholischer

Confessionwurden am Schlüsse des Berichtsjahres 151 Kinder unterrichtet (129 katholische und
22 evangelische). ^ ^ . ^. .v. c.

Der Provinzialverband zahlte einen Zuschuß von 15000 M, außerdem emen Zuschuß
«°n 3000 M. an die für evangelische idiotische Kinder bestimmte Anstalt Hephata zu M.-Gladbach.

IV. Abtheilung.

Angelegenheiten der Rheinischen landwirthschaftlichen Aerufsgeuossenschaft.
Auf Grund des Gesetzes vom 5. Mai 1886, betreffend die Unfall- und Kranken¬

versicherungder in land- und forstwirthschaftlichenBetrieben beschäftigten Personen st d
Rheinische landwirthschaftlicheBerufsgenossenschaftorganisirt worden. Es kann hier ledrgllch auf
den Bericht verwiesen werden.

Abwehr und Unterdrückung von Viehseuchen.
Nach den Mittheilungen über die Biehentschädiguugsfoudssind

Stück Pferde mehr vorhanden hingegen hat sich die Zahl d" Nmder um^
Es mußten nach den bezüglichen Vorschriften getodtet werden 68 Pferde, darunter 31

Grubenpferde der Zeche Loncordia in Oberhaufen und 19 Stück Nmdmeh
Der in Ver olg Beschlusses des 35. Provinziallandtages gestellte Antra uuch u

^ an Milzbrand fallende Rindvieh Entschädigungen gewähren zu dürfen, rst von den
betreffenden Herren Ressortministernabermals abgelehnt worden.

Ausführung der Korordnung für die Privatbefchäler der Nheinprovinz.
Die Lengstkörgebührensind von dem Provinzialausschussenach den seitherigen Sätzen

"uf weitere drei Jahre (1889/91) festgesetztworden.

V. Abtheilung.

Provinzial-Strahenverwllltung.

, Mit Beginn des Berichtsjahres wurde dem Landesbaurath Dreling die allem.ge
6"hrung der Geschäfteder Provinzial-Stmhenverwaltung übertragen. ^
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Das Straßenaufsichtspersonal bestand am Schlüssedes Jahres aus 189 Straßen¬
aufsehern und 45 Strahenmeistern.

Die Aufsichtskosten sind gegen 1884/85 um 103 000 M. zurückgegangen, von451 000 M.
auf 348 000 M.

Im Aufsichtsdienst findet das Fahrrad mit großem Vortheil Verwendung.
Die Kosten der örtlichen Leitung und Verwaltung und der Straßenaufsicht

betrugen zusammenrund 560 000 M bei einer Straßenlänge von 6570 Kin oder pro Kilometer
85M.33Pf. Die baulicheUnterhaltung derProvinzialstraßen erforderte 3591225M.99Pf.,
oder gegen den Durchschnittder 5 Vorjahre mehr 45 800 M. in Folge der Forträumung der
außergewöhnlichgroßen Schneemassen. Die baulichenUnterhaltungskostenbetrugen pro Kilometer
526 M. 98 Pf. Von Interesse sind die Mittheilungen über die Versuche mit Straßen¬
walzen verschiedener Construction, sowie über die Verwendung der verschiedenen Geste in sarten
als Deckmaterilll,auch das Seite 138 angegebeneGesammtbild der Ergebnisse der Straßen-
verwaltung.

Den Baum Pflanzungen an den Straßen wird große Sorgfalt erwiefen, es kamen in
Ausfall 23 252 Baume, neu gepflanzt wurden 36 708.

Eine bildlicheDarstellung des Fuhrverkehrs auf den Provinzialstraßen ist im Buch¬
handel erschienen.

Bezüglichder Neu- und Umbauten, der Straßenbahnen, Uebernahme von
Straßen, Beihülfen zum Communalwegebau, des Sammelfonds, des Reservefonds
und des Nebenfonds ist lediglich auf den Bericht zu verweifen.

Rheinische Provinzial-Feuer- Societät.
Die Angelegenheiten der Rheinischen Provinzial-Fcuer-Societät sind in besonderem

Berichte behandelt.
Verwaltung der Landesbank der Rheinprovinz.

Die RheinischeProvinzialhülfskasse ist zur Landesbank der Nheinprovinz erweitert
worden. Aus dem als besondereAnlage beigefügten Berichte des Direktors der Landesbank ist
hervorzuheben,daß die Landesbank rein ländliche amortisirbare Darlehen zu demselbenZins¬
fuße ausgiebt, zu welchem sie ihre zur Beschaffung der Darlehcnskapitale ausgegebenenAnleihe¬
scheine an den Markt bringen kann — und daß auch den übrigen Darlehenskategorien Zins'
reduction zu Theil gewordenist.

Im Uebrigen wird auf den Bericht Bezug genommen.
Damit ist das Etatsjahr 1888/89 geschlossen, und ich kommenun zum

Etatsjahr 1889/90.

I. Abtheilung.
Augelegenheiten des Provinziallandtags.

Die in dem Berichte pro 1888/89 eingehend mitgetheilte Ausführung der Beschlüsse
des 34, und 35. Provinziallandtages ist Seite 1 und 2 weiter ergänzt worden.

Angelegenheiten, des Provinzialausschusses.
Aus Anlaß des Heimganges der Kaiserin-Königin Augusta hat der Provinzial-

ausschuß eine Beileidsadresse an des Kaisers und Königs Majestät gerichtet.
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Der Provinzialausschuß hat in 5 Sitzungen mit einer Gesammtdauer von
10 Tagen in 554 Geschäftsangelegenheitcnberathen.

Angelegenheiten der Central-Verwaltungsbehörde.
Der Geschäftsumfang der Central-Verwaltungsbehörde hat wiederum zugenommen.

Es gingen 7244 Geschäftssachenmehr ein als im Vorjahre. Veranlassung find die land-
wirthschaftliche Unfallversicherung und die Pensionskasse der Landbürgermeistereien und
Landgemeinden. , >. . c

Die Kosten der Central-Verwaltungsbehorde sind S. 4 und 5 nachgewiesen.
Zuschuß 133 144 M. 65 Pf., gegen den Etat 65 855 M. 35 Pf. weniger. Ersparmß rst un
Wesentlichendarin begründet, daß der Pruvinziallandtag nicht berufen wurde.

Angelegenheiten der Wittwen- und Waisenkasse der Provinzialbeamten.
Die Wittwen- und Waisenkasseder Provinzialbeamten zählt, jetzt 270 Mitglieder gegen

249 des Vorjahres uud 242 pro 1887/88.
Die zu zahlenden Pensionen betrugen 8975 M. 23 Pf., die Beiträge der Beanüen

11843 M. 6ä Pf., die Zufchüsse der Provinz 14 285 M. 99 Pf., die Zinfeu 3 484 M. 68 Pf..
die rcntbar hinterlegten Bestände 115 090 M.

Allgemeine Finanzvcrwaltung.
Der Finalllbschluß znm Haupt-Etat ist Seite 10 mitgetheilt. Die Ausgaben

enthalten den aus dem Vorjahre 1888/89 übernommenen Vorschuß von 17 648 M. 9 Pf.
Pro 1888/89 waren anf Grund Beschlussesdes 34. Provinziallandtagcs 120 000 W. Umlage
weniger erhoben worden als im Etat vorgesehen; die Beschlußfassungüber die Deckung des sich
eventuell ergebenden Defizits sollte dem nächstenProvinziallandtage vorbehalten bleiben. Pro
1888/89 ist indessenzunächst der Ende 1887/88 verbliebene Bestand von 95 902 M. 48 Pf.
vorgetragen worden nnd der Vorschuh von 17 648 M. 9 Pf. am Schluss« des Jahres
1888/89 ist durch die Ersparnisse pro 1889/90 gedeckt worden. Wie im Berichte nachgewiesen,
verblieb am Schlnsse des Etatsjahres 1889/90 noch ein Baarbetrag von 148 661 M. 76 ^..
welcher dem allgemeinen Banfonds überwiesen worden ist. Die Ersparniß .st durch Mmder-
zuschüsse für die einzelnen Verwaltuugszweige entstanden, wie aus dem Berichte zu echhcn. Me
'prellen Abschlüsse der einzelnen Verwaltungszweige finden sich in den betreffendenAbschnitten
ves Berichts

Die Provinzialnmlage ist nach dem von dem 35. Provinziallandtage genehmigtenEtat
auf 2 960 000 M. ausgeschriebenworden.

Angelegenheiten der niederen landwirtschaftlichen Schulen, sowie der
Unterstützung sonstiger landwirthschaftllcher Zwecke.

Die Frequenz der landwirtschaftlichen Schulen ist annähernd gleich nut der nn
Vorjahre, die Gesammtschülerzahlist 586. ^ , ^, ,., . ,, . „

Die Errichtung einer landwirthschaftlichenWinterschnle rn Kettw.g ist rn besonderem
Berichte behandelt, desgl. in Geldern, Altcnkirchen«. . , , „. , ^^.s,

Die Verwendung der für laudwirthschaftliche Schulen nnd s^ge landwlrtl-
s^aftliche Zwecke zur Verfügung stehendenMittel (Etatskredit 70600 M.. Zmsgewmn des
Meliorationsfonds 31 530 M. 80 Pf.) ist eingehend Seite 19 nachgewiesen.

44*
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Von den von dem 27. Provinziallandtage für Obstbaumpflanzungen bewilligten
5 X 12 000 M. ^ 60 000 M. sind nur noch 1676 M. 33 Pf. auszuzahlen.

Als Nothstandsfonds oder Fonds für Meliorationen und Aufbesserungder wirth-
fchaftlichen Verhältnisse in den nothleidenden Gebirgsgegenden wurden in Ausführung eines
Beschlusses des 29. Provinziallandtages 1884/85 und 1885/86 je 100 000 M. aus der Kreis¬
rente entnommen; von 1886/8? ab find jährlich zu demselben Zwecke 100 000 M. in den Etat
eingestelltworden.

Die Verwendung der pro 1889/90 zur Verfügung stehendenBeträge, sowie die Ver¬
fügung über die pro 1890/91 vorhandenen Mittel ist eingehend im Berichte behandelt worden.

Auch die von dem 28. Provinziallandtage aus Anlaß von Überschwemmungen
und Mißernten bewilligten Mittel find nunmehr vergriffen. Es ist nur noch ein Darlehen
von 15 000 M. aus dem verstärkten Meliorationsfonds und von 20 000 M. ö, tonä» percku
aus dem Ständefonds auszuzahlen.

Angelegenheiten des Rittergutes Desdorf und der dort zu errichtenden
Ackerbaufchule.

Aus den Pachterträgen des Rittergutes Desdorf sind wieder«,» 5100 M. an den Stände¬
fonds zur Deckung der Baukosten abgeführt worden. Die wegen Errichtung einer landwirth-
fchaftlichcn Winterfchule zur theoretifchen Ausbildung der auf Desdorf unterzubringendenAcker¬
bauschüler mit der Gemeinde Bergheim gepflogenenVerhandlungen sind gescheitert. Zur Zeu
fchweben diesbezügliche Verhandlungen mit der Gemeinde Elsdorf. Es liegt unter Nr. 57, lfd.
Nr. 31 der Vorlagen, besondererBericht vor.

Angelegenheiten, welche die Förderung von Kunst und Wissenschaft betreffen
Die Abrechnung über den Bau des Provinzialmuseums in Trier ist zum The"

erledigt. Der Bau des Museums in Bonn ist in der Ausführung begriffen. Die fpezielle
Thätigkeit der Mufeen ist im Bericht eingehend geschildert. Die Eröffnung des Museums ni
Trier fand am 2. Juli 1889 statt.

Bei dem Spezial-Etat zur Förderung von Kunst und Wissenschaft verblieb
Ende 1889/90 ein Bestand von 25952 M. 9 Pf., auf welchen indessen 24515 M, Bewilli¬
gungen lasten.

Die Gesellschaftfür NheinifcheGefchichtskundehat in Ausführung der Denkmäler-
Statistik mit den Aufnahmen im Kreife Kempen begonnen.

Der Fonds zur Errichtung eines Kaifer-Wilhelm-Denkmals ist auf 109305 M-
42 Pf. angewachsen. Ueber das Ergebniß des Preisausschreibens liegt dem Landtage ein
besondererBericht vor.

Der Ständefonds hatte Ende des Berichtsjahres einen Bestand von 149664 M-
56 Pf., belastet mit 54 073 M. 89 Pf. Bewilligungen.

Die etatsmähigen Mittel zur Hebung und Förderung der gewerblichen Thätigkeit
in den Gebirgsgegendender Provinz (38000 M. Zufchuß)sind bis auf 8250 M. verwendet worden-

II. Abtheilung.

Landarmenverwaltung.
Seit dein Bestehen des Landarmenverbandes, 1. Januar 1872, sind die Zuschüsse i«

den Kosten des Landarmenwesens stetig gestiegen; der Zuschuß betrug 1888/89 -- 736094 M-
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8 Pf Im Jahre 1889/90 trat zum ersten Male eine Verminderung und zwar um 31000 M.
ein; der Zuschuß betrug 705044 M. 88 Pf. Die Minderausgabe ist im Wesentlichen ans zwei
Punkte zurückzuführen. Um nicht lediglich auf die Berichte der Ortsarmenverbände angewiesen
zn fein, ist der Landannen«erlmnd dazn übergegangen, die dauernd hulfsbedurftigen Personen
durch seine eigenen Beamten der Centralstelle hier planmähig "ntrolnen zu lassen. Diese
Nevisionsreisenhaben sich bewährt und werden daher fortgefetzt. Ferner beschloß der PromnMl-
ansschuh, bei Theilung der Polizeistrafgelderfondsauch die
die seitler keinen Antheil hatten. Dieser Antheil beziffertsich pro 889/90 au 15933 M. 62 Pf.

Im Berichtsjahre wnrden 5113 landarme Perfonen unterstutztmit 67? 56? M- W Pf.,
darunter für 682 Kopfe in Provinzialanstalten 193740 M. 24 Pf. ^re Ausga en des Land¬
armenverbandes enthalten ferner 14000 M. Beihülfen für Ortsarmenverbande und 30000 M.

^ ^^Len ist hier noch der dem Landtage vorliegende b^ere Berichtigend
die Belastung des Landarmenverbandes durch die Ausweisung preußischer Staatsange.
höriger aus Elsaß-Lothringen und Bauern.

Staats-Nebenfonds.

Zur Vertheilung der Polizeistrafgelder ist nichts zu bemerken.

Zwangserziehung verwahrloster Kinder.
In Zwangserziehung befanden sich am Schlüsse des Etatsjahres 1216 verwahrloste

Kinder. Der^Ber^ anch
«us Provinzialmitteln beträgt 100583 M. 63 Pf. oder gegen den Etat 8716 ^ 3? ^.
weniger Die Nusaaben enthalten 6705 M. 89 Pf. Gehälter der Beamten und Por o., Druck,

und Kanzl^ früher im Etat der Eentral-Verwaltungsbehdrdevorgesehen waren-

III. Abtheilung.

Angelegenheiten der Provinzialinstitute.
Gemeinsame Angelegenheiten.

Die Finalabschlüsse der Institute sind in den betreffendenAbschnittenübersichtlich
"^getheilt. . . c. l^.,.^

Von den etatsmähigen Zuschüssen für die einzelnen Institute ^^ ^ ^ ^^
^erspart.................. ' ' ^52 „ 7^,
"ehr ausgegeben worden. - ' ' ' ' ' ' . . ^6^^7 Pf.
°s beträgt mithin die Gesammtersparmßan Zuschun. ...

Außerdem verblieb bei d°m "a^^^^ ^^ ^7^
Der allgemeine Bau ondsfu ^ ^ ^^ ^^

237??'"' H"'^^" ^"^ 7' /r be dem L uv -Etat verbliebene Ueberschuß von 148661 M.
2378 M. 8« Pf. überwiesen"" °n de w ^ der Blindenanstalt mit 251031 M.

. , . '«'^na^Uen 2319 Kranke,
In den Provinzial-Irrenansta ^ ^^1 Genossenfchaftsanstalten . -^99^^,

zusammen . - 2 818 Kranke.
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In den Provinzial-Taubstummenanstalten zu Vrühl, Elberfeld, Essen, Kempen,
Neuwied und Trier, in den Vereinsanstalten zu Aachen und Köln und in der für taubstumme
Kinder eingerichtetenKlasse in der Idiotenanftalt zu Essen wurden 431 Kinder auf Kosten des
Provinzialverbandes unterrichtet.

In der Blindenanstalt waren am Jahresschlüsse 153 Blinde in der Unterrichts'
abtheilung und 24 in der Arbeiterabtheilung.

In der Hebammen-Lehranstalt wurden 40 Schülerinnen ausgebildet.
In der Arbeitsanstalt Brauweiler wurden durchschnittlich1143 Köpfe verpflegt

und im Landarmenhause zu Trier 427.
In den Anstalten zu Aachen, Trier und Bethel befanden sich am Jahresschlüsse428

Epileptiker, die Idiotenanstalten zu Essen und Hephata erhielten einen Zuschuß von 8000
bezw. 3000 M.

IV. Abtheilung.

Angelegenheiten der rheinischen landwirthschaftlichen Berufsgenossenschaft.
Die Organisation der landwirthschaftlichenVerufsgenossenschaft ist unverändert geblieben.

Die Ausgaben der Genossenschaft betragen: an Verwaltungskosteu 17 983 M. 30 Pf., dazu die
Hälfte der gezahlten Entschädigungenmit 23736 M. 6 Pf,, mithin zusammen 41719 M. 36 Pf-
Diese Kosten müssen durch Umlage auf die Grundsteuer aufgebrachtwerden. Die Ausgaben der
Sektionen betragen: an Verwaltungskosten16514 M. 92 Pf.; dazu die Hälfte der Entschädigungen
mit 23736 M. 6 Pf., zusammen 40250 M. 98 Pf.

Angelegenheiten der Ausführung des Gesetzes über die Abwehr und Unterdrückung
von Viehseuchen.

Die von den Viehbesitzern zu zahlende Abgabe betrug wie in den Vorjahren 30 Pf-
für Pferde. 5 Pf. für Rindvieh. Die Zahl der Pferde hat sich um 1800 gegen das Vorjahr
vermehrt, die Zahl der Rinder um 33 580 vermindert. Unter den getödtetcn 71 Pferden
befinden sich 12 Grubenpferdc der Zeche Ruhr und Rhein und 24 Pferde der Pfcrdc-Eiscnbahn-
gesellschaft in Aachen.

Pensionskasse der Landbürgermeister.
Die Pensionskasseder Landbürgermeister hat nach dem Stande am 1. April 1890 für

96 Beamte 66 490 M. 20 Pf. Pensionen zu zahlen.

Provinzial-Straßenverwaltung.
Bezüglich der Straßenverwaltung ist zu bemerken, daß im Bestände des Aufsicht

Personals, in der Hohe der Aufsichtstosten und in der Höhe der Kosten der ürtllichen
Leitung und Verwaltung eine wesentliche Aenderung gegen das Vorjahr nicht eingetreten
ist. Die Kosten der baulichen Unterhaltung der Provinzialstraßen jedoch sind gegen das Vor¬
jahr um rund 50 000 M. heruntergegangen, von 3 591000 M. auf 3 542 000 M. gegen den
Durchschnitt der 5 Vorjahre allerdings 22 749 M. -mehr in Folge Hochwasserschädenund
Zuschuß an die Stadt Köln für Pflasterarbeiten.

Im Uebrigen wird auf den Bericht Bezug genommen und nur noch hervorgehoben,
daß nunmehr nach Auflösung aller Baukassen in der Provinz das ganze Zahlung^
verfahren bei der Centralftelle und der Landesbank centralisirt worden ist ^ ^
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ferner in Nr. 48 der Drucksachen dem Landtage ein besonderer Bericht vorliegt, betreffend
Grundzüge für die anderweite Regelung der Unterstützung des Gemeindewegebaues,
bezw. der Unterhaltung der öffentlichenWege in der Nhcinprovinz.

In Anlage ^.. S. 12? findet sich eine Nach Weisung der am Jahresschlüsse
vorhandenen rentbar hinterlegten Beträge.

Rheinische Provinzial-Feu er-Societät.
Die AngelegenheitenderProvinzial-Feuer-Societät sind in einem besonderen als Anlage

beigefügten Berichte nachgewiesen. Hervorzuheben ist, daß das von dem 35, Provinziallandtage
beschlosseneneue Societäts-Reglement nnter dem 25. April 1889 genehmigt wurde.

Verwaltung der Lanoesbank.
Bezüglich der Verwaltung der Landesbant muß hervorgehoben werden, daß trotz der

im Berichte pro 1888/89 erwähnten außerordentlichen Zinsreduktion der Zinsüberschuß gestiegen
ist und zwar von 184170 M. 2 Pf, im Jahre 1888/89 auf 223 415 M. 76 Pf. im Jahre
1889/90. Der gefammte nach Abzug der Vcrwaltnngskosten verbliebene Reingewinn betrug
1888/89 384 170 M. 2 Pf.

Die Verwendung ist im Abschnitt 3 des Berichts nachgewiesen.
Aus dem Bericht ist noch besonders hervorzuheben die günstige Bilanz der

Bundesbank.
Aktiva:

Dllhrlehnsforderungen ........43 619 036 M. 54 Pf.
Vaar und Bankguthaben ....... 1 325 906 ., 88 ..
Wertpapiere (Anleihescheine und Effekten des

Societäts-Neservefonds) ...... 15 161700 „ — ^
60 106 643 M. 42 Pf.

Passiva:
Stammfonds ........... 3 000000 M. -Pf.
Reservefonds ^ ........... 2 000000 ,. - ,.

^ ..... 1228064 .. 02 „
Schuld aus den Rheinprovinz-Anlcihescheinen

III IV V VI. und VII. Ausgabe . 37 213 500 „ — .,
Depositen .". '.........."650101 .. 33 ..
Amortisationsconto (Einlösung gekündigter

Rheinprovinz-Obligationen I. und II.n: >«> > 14 978 ,, 0/ ,,Emlsfton) ..........-----2---------^---- —-!-
60106643 M. 42 Pf.

Schlienlick ist un<5 auf den in Nr. 53 der Drucksachen(Nr. 26 des Verzeichnisses

'" «andt^^ des Provinzialausschnsses.betreffend den Antrag auf

Wirkung des Privilegiums zur ferneren Ausgabe von 20 MMonen Rhemprovmz-Anleche.

5 ^" I^ m^de die Ehre haben. Ihnen an der betreffenden Stelle hierüber ^ '«
?ten. Hiermit schließe ch meinen Bericht, meine Herren, und frage ob «« wn emn °der

'"^n Punkte noch nähere Auskunft gewünscht wird. - Es scheintmcht der Fall zu sem.
a
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VorsitzenderFürst zu Wied: Meine Herren! Ich frage, ob eine weitere Besprechung
der beiden Berichte, die wir soeben gehört haben, beliebt wird. Es meldet sich Niemand
zum Worte; dann wären diese beiden Punkte der Tagesordnung hiermit erledigt.

Wir kommen nunmehr zu Punkt 4 der Tagesordnung:
Belicht des Provinzialcmsschusseszum Haupt-Etat der Provinzialverwaltung der
Nheinprovinz für die Etatsjahre vom 1. April 1891 bis 31. März 1892 und vom
1. April 1892 bis 31. März 1893. Nr. 8 der Drucksachen.

Der Herr Berichterstatter. Landcsdirektor Klein, hat das Wort.
Berichterstatter Landesdirektor Klein: Meine Herren! Ich bitte, mir zu gestatten,

die Nr. 4, 5 und 6 der heutigen Tagesordnung zusammenfassen zn dürfen, weil dieselben '"
innerem Zusammenhange stehen und sich vereinigt am besten zu der später stattfindenden
Generaldistussion eignen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Sind die Herren damit einverstanden, daß die Nrn. 4,
5 und 6 zusammen behandelt werden? — Ginverstanden.—

Der Herr Berichterstatter hat das Wort.
Berichterstatter Landesdirektor Klein: Meine Herren! Der Provinzialausfchuß hat sich

diesmal, wie bereits gestern von dem Vorsitzenden, Sr. Excellenz dem Herrn Freiherrn von
Solemacher hervorgehoben wurde, angelegen sein lassen, die Etats so zeitig vorzuberathen, daß
dieselben fünf Wochen vor Beginn der Session in Ihren Händen sich befanden. Es ist Ihnen
dadurch die Gelegenheit geboten worden, mit dem umfangreichenZahlenmaterial sich näher zu
befassen. Ferner hat der Provinzialausfchuß einen Erläuterungsbericht, in welchem die Ab¬
weichungen des jetzigen Haupt-Etats von dem früheren Haupt-Etat näher erklärt und die
gefammten Positionen einander gegenübergestelltsind, drucken und Ihnen gleichfalls mittheuen
lassen. Ich würde im Wesentlichennur dasjenige wiederholen können, was in dieser Drucksache
Ihnen bereits mitgetheilt worden ist. Es dürfte dies aber, wie ich an dem Vortrage meine
Herrn Vorredners wahrgenommenhabe, weder Ihren Intentionen entsprechen, noch der Ockononu
der Zeit, ich werde mich deshalb in Kürze darauf beschränken,einige leitende Gesichtspunkte?u
die Beurtheilung des vorliegenden Etats und unserer gesammten finanziellen Lage Ihnen vor^
zutragen. Der im Entwürfe Ihnen mitgetheilteHaupt-Etat bietet insofern ein weniger erfreuliche
Bild dar, als derselbe zum erstenmal seit einer längeren Reihe von Jahren eine Erhöhung "
Ausgaben und damit gleichzeitigauch eine Erhöhung der Umlagen nachweist. Die Umlage so
um 340 000 M. das ist von 2 960 000 M. auf 3 300 000 M. steigen. Ich gestatte mir ln"
aber bereits zu bemerken, daß von der für den Communalwegebau vorgefehenenErhöhung u
Betrage von 160 000 M. Abstand genommenwerden soll. Mit dieser Position hat es nänüB
folgende Bewandniß. Der Provinzialausfchuß hat in Ausführung Ihres Auftrages eine «n^
fassendeVorlage vorbereitet für eine anderweitige Regelung der Unterhaltung der öffentliche
Wege in der Rheinprovinz. Zur Durchführung der Reformvorschläge,welche der Provinz^
ausschuß Ihnen zu unterbreiten beabsichtigte,war eine Erhöhung des betreffendenEtattredUe
um 160 000 M. erforderlich. Wir haben diefe Vorlage, weil sie die allgemeine Staatsverwaltung
enge berührt, zunächst dem Herrn Ober-Präsidenten mitgetheilt, um zu erfahren, welche Stellung
die Herren Minister des Innern und der öffentlichen Arbeiten zu dieser anderweitigen Gestalt" «
der Wegeunterhaltung in der Nheinprovinz nehmen würden. Der Herr Ober-Präsident hat u"
erst vor wenigen Tagen, nachdem die Etats bereits gedruckt waren, die Antwort der Herren Mm!
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mitgetheilt. Nach diese»! Bescheide wünschen die Herren Minister, daß von der beabsichtigten
Reform der Wegeuntcrhaltung zur Zeit Abstand genommen werde, weil es in der Absicht der
Stlllltsregierung liege, die gesammte Frage im gesetzlichenWege zu regeln und weil ein jetziges
Vorgehen der Prouinzialverwaltung auf diesem Gebiete die Absichten der KöniglichenStaats-
regierung erschweren und durchkreuzenkönne. Der Provinzialausschuh hat im Hinblickedarauf,
uafz eiuesthcils die KöniglicheStaatsrcgierung im Wege der Gesetzgebung allerdings in der Lage
ist, die schwebendenFragen weit umfassenderund leichter zu lösen, wie die Provinz mittelst eines
Reglements, und daß andererseits sich auch nicht bestreiten laßt, daß ein Vorgehen des Provinzial-
veibandcs auf diesem Gebiete zu Eollisionen mit den Absichten der KöniglichenStaatsregierung
fuhren könnte, von seiner Vorlage Abstand genommen, und statt dessen beschlossen, Ihnen in
"nem Referate unter Beifügung des betreffendenSchreibens des Herrn Ober-Präsidenten vor¬
zuschlagen,daß es bei dem seitherigen Verfahren solange sein Bewenden behalten möge, bis die
Königliche Staasregicrung ihre Vorlage eingebracht und zum Gesetz erhoben haben wird. Mit
d« beabsichtigtenReform dürste dann aber die für den Zweck der Durchführung der Reform
vorgeseheneErhöhung des Etats fortfallen, wodurch die gefammte Umlage nach Abfetzung der
hier in Rede stehendenSumme von 160 000 M. sich auf 3140000 M, ermäßigen, also nur
180 000 M. mehr betragen würde, wie in dem früheren Etat vorgesehen war, Das noch
bleibende Mehrerforderniß von 180 000 M., meine Herren, ist in den Erläuterungen zum Hauvt-
"at im Einzelnen nachgewiesen worden. Es werden in runden Zahlen mehr verlangt, wie ich in
äUuze hervorhebe, erstens für die Eentralstelle, also für Nefoldung der Beamten und sonstige
Ausgaben der Eentralstelle 1 8 500 M,, für die Wittwen- und Waiseubeiträge, welche die Provinz
"ach Maßgabe der Besoldungen zu leisten hat, 2000 M. Das Landarmenwescn erheischt
42135 M. mehr, die Unterbringung verwahrloster Kinder 2900 M., also für diese Zwecke
bes Landarmenwescns im Ganzen mehr 45 000 M, Dieses letztere Mehrerforderniß beruht
°"f gesetzlichen Bestimmungen und können wir daran nichts ändern. Für die Unterrichts-,
Irren- und Wuhlthätigkeitsanstalten sind nach den vorgelegten Etats mehr vorgesehen
11400 M.. für die Landwirthschaft mehr 20 000 M.. für die Unterhaltung der Bezirks¬
straßen, vorzugsweisein Folge von Uebernahmen ncner Straßen mehr 18 500 M., für Kunst
und Wissenschaft im Ganzen mehr 18000 M. und endlich znr Verfügung des Provinzial-
wndtags. also für den Fonds, über welchen der Landtag verfügen kann, mehr 40000 M.
D'ese Mehrfurduugen ergeben unter Hinzurechnung des im Haupt-Etat bei der Abrundung
d'sponibel gebliebenen Mehrbetrages von 6600 M. zufammen die genannte Snmme von
180 000 M,, um welche die gefammte Ausgabe nnd gleichzeitig die Umlage erhöht werden
^U. Bei der Einzelberathung der Etats wird die Nothwendigkeitder Erhöhung diefer einzelnen
-Portionen Ihnen eingehend dargelegt werden, nnd will ich heute hier nicht näher darauf ein-
^hcn. weil ich sunst der Svezial-Bcrathuug der einzelnen Etats zu weit vorgreifen mühte,
"icnn Sie. meine Herren, die vorgelegten Etatsentwürfe annehmen füllten, fo würde sich fol-
»endes Md hinsichtlichunserer Provinzialabgabe ergeben. Es würden zu erheben sein für die
Erhaltung der früheren Bezirksstraßen im Ganzen 2 300 000 M„ das macht ungefähr.
^ "Nt, pro Kilometer, für die Verzinsung der Irrenanstalts-Bauschuld find zu erheben 800000 M.,
^ Deckung der Landarmenlusten noch 540 000 M.. indem die vereinnahmten 160 000 M.,
^lche von dem Etat des Cummnnalwegebanes abgesetzt werden sollen, der allgemeinenDotatiuns-
"^ zufließen und zur theilweisen Deckung der Landarmentosten verwendet werden können.

4b
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wodurch sich die im Haupt-Etat vorgeseheneUmlage für Landarmcnkostenvon 700 000 M. auf
540 000 M. ermäßigt. Die drei angeführten Umlagezweckc ergeben zusanimenalso die Summe von
3 140 000 M, Die angeführten Zahlen bieten, meine Herren, in großen Zügen meines Erachtens
ein klares nnd durchsichtiges Bild unserer gesammten finanziellen Verwaltung, indem sie ergeben,
daß wir zur Ergänzung der Dotationsrente beziehentlichzur Erfüllung der durch das Dotations-
gefetz den Provinzialverbändcn überwiescnen Verpflichtungen im Ganzen nur 540 000 M. er-
hebcu, und auch selbst diese Summe würden wir nicht erheben, sondern wir würden heute uoch
mit der im Jahre 1875 uns zugewiesenenDotationsrente auskommen, wenn nicht inzwischen
die Kosten des Landarmenwesens und die damit in Verbindung stehenden Kosten der Zwangs¬
erziehung und der Korrigcndcnanstalten so erheblichgestiegenwaren. Die Steigerung der Aus¬
gaben für die letzterwähnten Zwecke feit dem Jahre 1875. also seit der Dotation, welcher die
damaligen Ausgaben zu Grnnde gelegt worden sind, betragt mehr als 540 000 M. Diese
Steigerung hat in dem Gesetze über den Unterstützungswohnsitz sowie in den allgemeinen
wirthschaftlichenVerhältnissen ihre Entstehung und ist diese Steigerung nicht blos in unserer
Provinz, sondern bei allen übrige«: Pruvinzialverbänden in gleicher Weise beobachtet worden und
hat dieselbe dort, wie bei nns, zn dem gleichenResultate, daß der Mehrbedarf im Wege der
Umlage seine Deckung finden muß, geführt. Die beiden übrigen Zwecke, wofür bei uns noch
Umlagen erhoben werden, nämlich die Deckung der Kosten der Unterhaltung der ehemaligen
Nezirksstraßen uud der Verzinsung und Tilgung der Irrenanstalts-Vauschuld können weder
auf die Einführung der Provinzialordnnng noch auf die Einführung der Provinzialvcrwaltung
zurückgeführtwerden, dieselbenberuhen vielmehr auf andern Titeln. Diese Lasten sind von der
Provinz vor Einführung der Provinzialordnnng getragen worden uud sie mußteu auch getragen
werden, wenn die Provinzialverwaltung in Wegfall käme. Für die Untcrhaltuug der Bezirks¬
straßen ist nämlich die Allerhöchste Kllbinets-Ordre vom 17. September 1855 maßgebend, welche
vorschreibt, daß die Kosten dieser Straßen, welche in den andern Provinzen zur Kategorie
der Kreisstraßcn gehören nnd deren Unterhaltung dort unmittelbar aus strcismittclu bcstritteN
wird, hier von den Bezirksverbändcn zu tragen seien und daß die zu dereu Bestreitung nöthigen
Mittel im Wege der Ginzelbesteuerungd. h. durch Zuschläge zu den von den einzelnen Lontri-
buentcn auszubringenden direktenSteuern herbeigeschafftwerden füllten. Im Jahre 1877 sin"
die Vezirksvcrbündc bekanntlich zu einem Pruvinzialstraßenverbandc vereinigt wurden und
wurden seitdem die erforderlichen Unterhaltungskosten nicht mehr von dem einzelnen Steuer¬
zahler in Form von Zuschlägen,sondern im Wege der Provinzialumlage von den Kreisen und
von diesen von den Gemeinden erhoben. Der Betrag, welcher vor Uebergabc der Bczilks-
strahen an die Provinz, also bis zum Jahre 1877 aufgebracht wurde, war höher, als die
desfallsige jetzige Umlage, obwohl 400 Km ucuc Nezirksstraßen hinzugekommen fiud. Diefe
Umlage stellt also keine neue, sondern eine alte Last dar, welche ans einer bcfonderen rechtlichen
Bestimmung bcrnht. Die Verzinsung und Tilgung der Irrenanstalts-Vanschuld fudann beruht
auf den Beschlüssendes 19. Provinziallnndtagcs in den sechsziger Jahren, wodnrch unter
Königlicher Genehmigung festgefetzt wurde, daß fünf neue Irrenanstalten erbant und deren
Koste» dnrch Zuschlüge zu deu direkten Steuern getilgt werden sollten. Diese Banten waren
bereits in Angriff genommen, als die Provinzialvcrwaltnng eingeführt wurde, uud sind spät"
die bezüglichenKosten, nachdem der größere Theil der Irrenanstalts-Vanschntd aus Provinzial-
mitteln getilgt worden war, auf die Provinz übernommen, d. h. im Wege der Provinzial¬
umlage gedeckt worden.
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Aus dem Gesagten ergicbt sich also zahlenmäßig, daß wir nur in einem Punkte die
Dotationsrente zu ergänzen genöthigt sind, nämlich für Landarmenzweckc. Es dürfte Sie,
meine Herren, nun die Frage intcressiren: was geschiehtdenn mit der Dotationsrente und
wozu wird diese eigentlichverwendet? Ueber diese Frage giebt der Haupt-Etat die erforderlichen
Aufschlüsse,und will ich die betreffenden Positionen noch einmal kurz zusammenfassen,weil
dieselben sich m deu verschiedenen Titeln des Etats finden und deshalb die Uebersichtnicht
leicht ist. Die Rente, welche die Nheinprovinz bekommen hat, war sehr knapp zugemessen. Die
Dotation wurde bekanntlich zur Hälfte nach der Bevölkerung und zur Hälfte nach dem Flächen¬
inhalt an die Provinzen vertheilt.

Dieser Maßstab hatte eine ungleiche Vertheilung zur Folge — ich will hier bloß einige
Zahle» anführen, um diefes nachzuweisen. Es erhielt z. B. die Provinz Schlesien, welche in
keiner Weise andere Aufgaben hat als wir, in Folge der großen Landfcen und ausgedehnten
herrschaftlichen Besitzungen,Waldungen und dergleichen 2 081 058 M., während die Rheinprovinz
nur 1 ?35 755 M. bekommen hat, also 300 000 Mark weniger als Schlesien. Brandenburg
Ehielt 1539 531 M. Preußen 2 465 166 M. Aus diesen Zahlen, meine Herren, entnehmen
Tu. daß die Nheinprovinz. welche am dichtesten bevölkert ist. aber weniger Flächeninhalt umfaßt,
bei der Dotation schlecht gefahren ist nnd im Verhältniß zn den anderen Provinzen um
300 000 bis 400 N00 M zu kurz gekommen ist. Um diesen Minderbetrag sind wir also
beschränkter in den Ausgaben wie die andern Provinzen. Wenn Letztere also für einzelne
Zweigemehr leisten können, wie wir. so liegt dies daran, daß dieselben größere Mittel aus der
Dotatiunsrcnte zur Verfügung haben wie die Rheinprovinz. Die Verwendung der Dotations-
""te geschieht in folgender Weife. Es sollen aus derselben in Gemäßhcit des §. 4 des Gesetzes
b°m 8. Juli 1875 zunächstbestrittcn werden die Kosten der Provinzialverwaltung. Für diesen
Zweck entnehmen wir 217 500 M.. mit welchem Betrage die gesammten Verwaltungskosten
""schließlich Provinziallandtag. Provinzialausschuß u. s, w. bcstritten werden. Ferner
"«den aus der Dutationsrente 12 000 M. als Beitrag zur Wittweu- uud Waisenkasse, als
weitere Vcrwaltnngskostcn entnommen. Als weiterer Zweck ist im Dotationsgesetzedie Fürsorge
für den Neubau von chaussirten Wegen nnd die Unterstützung des Gemeinde- und Krnswege-
baues vvrgeseheu. Hierfür hatte» wir iu dem früheren Haupt-Etat 340 000 M. alfo nicht ganz
> der Rente eingestellt, und in dem vorliegenden Etat 500 000 M, von welcherSumme
'"dessen iu Folge der Unterlassung der geplanten Reform 160 000 M. wieder abgefetzt werden
l°Uen, fo daß die Summe von 340 000 M bleibt. Ein weitererZweck ist die Beförderung von
^noesmelioratione» foweit sie nach Zweck und Umfang eine nicht über das provinzielleIutereffe
^"ausgehende Bedcutuug haben Für Landesmeliorationcn, sowic für landmrthschaftlicheSchulen
""d zu s«„st^u landwirthfchaftlichen Zwecken finden Sie in dem bezüglichenEtat aus der
"otatiunsrentc 7? 400 M vorgesehen Hierzu treten aber aus anderenEinnahmen der Provmz, ans
"' Zinsüberschüssender Landesbankuud aus den Zinsen des Meliorationsfonds noch 150 000 M,

!°^ im Ganzen für landwirtschaftliche Zwecke 227 400 M. verwendet werden Zu
"' Kosten des Landarmen- und des Kurrigendenwefensfowie der Zwangserziehung verwahrloster

""ber stenein wir abgesehen von dem dnrch Provinzialnmlage zu deckenden Betrage aus der
^°tati«nsrente noch 425 200 M bei. s° daß der Lüwenantheil aus der Dotation auf die
^"e entfällt, während hierfür zur Zeit der Ueberweisnngder Dotatationsrente an die Provmzm -

^nde im Ganzen uur 351 000 M. aufzubringen waren. Die fünfte Aufgabe des Pr°vmzmb
Bundes »ach dem Dotationsgefetze betrifft die Fürforge bezw. die Gewährung von Beihülfen
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für das Irren-, Taubstummen- uud Bliudcuwesen. Für alle diese Zwecke zusammen werden
aus der Dotationsrente 552 740 M. verwendet. Für die Unterstützung milder Stiftungen, für
die Epileptiker u. s. w. werden 70 600 M. und für das Hebmnmenweseu 3? 800 M. aus der
allgemeinenDotationsrente gezahlt, alles dieses macht im Ganzen 1 735 755 M., alfo den Betrag
der Dotation aus. Es gehen hierbei leer aus die in der Gefetzgcbung ferner aufgestellten
Zwecke, uämlich die Zuschüsse an Vereine, welche der Kunst und Wissenschaftdienen, desgleichen
für öffentliche Sammlungen, die Erhaltuug uud Ergänzung der Landcsbibliothekcn und die
Erhaltung von Denkmälern. Für diefc Zwecke, insbesondere für Kunst und Wissenschafthaben
wir indessen anderweit gesorgt, indem wir aus den eigenen Einnahmen der Provinz, aus den
Zinsübcrschüsfender Laudcsbank für diefe Zwecke 5? 000 M. aufwenden.

Wenn Sie, meine Herren, diese Zahlen, welche ich nur in großen Gruppen Ihnen vor¬
fuhren konnte, überschauen,so glaube ich, daß schon die kurze Vorführung des Zahlenmaterials
bei Ihnen das Gefühl hervorgerufen hat, daß wir möglichst nach Billigkeit und Gerechtigkeitdie
Dotationsrente auf die verschiedenen Zwecke zu vertheilen suchen, und daß wir in den Zweigen,
wo wir aus der Dotationsrente nicht Genügendes leisten können, wie z. B. auf dem Gebiete der
Landwirthschaftoder auf dem Gebiete der Kunst und Wissenschaft aus anderweit zur Verfügung
des Prouinziallandtags stehendenMitteln das Nöthige zu ergänzen suchen. Wenn, meine Herren,
hin und wieder Klagen laut werden, daß wir für den einen oder anderen Zweck nicht genug
leisten, so möchte ich diesen Klagen gegenüber noch einmal betonen, was ich vorhin bereits berührt
habe, daß wir nicht mit unbeschränktenMitteln wirthschaften, sondern daß wir mit einer fest¬
stehenden Rente zu rechnen haben, welcher zahlreicheBedürfnisse, die noch fortdauernd im Wachsen
begriffen sind, gegenüberstehen. Ich bin in dieser Hinsicht in vollster Nebereinstimmungmit dem
Provinzialausschußstets der Ansichtgewesen,daß wir uns bemühen mühten, mit den vorhandenen
Mitteln auszukommen,und daß wir den ganzen Schwerpunkt unserer Thätigkeit darauf zu legen
haben, diefe Mittel möglichstgleich und möglichst gerecht zu vertheilen. Denn wir erkannten da»
Fundament des Gedeihens unserer Provinzialverwaltung vor allen Dingen darin, daß wir w
geordneten finanziellen Verhältnissen verbleiben, und daß wir nicht von Jahr zu Jahr mit großen
Mehrforderungen an die Kreife herantreten, sondern daß wir möglichst mit dem, was wir haben,
auszukommen suchen. Meine Herren! Ich glaube, daß man billiger Weise nicht bestreuen
kann, daß wir dieses Resultat im großen und ganzen auch erreicht haben. Wenn hin und wieder
gesagt wird: Die Provinz thut nichts, sie leistet nichts, so mag diese Aeußcruug vielfach darin
ihre Entstehung haben, daß wir den weitgehenden Anträgen gegenüber allerdings nicht genug
leisten, so daß jener Tadel weniger darauf beruht, was wir leisten, als vielmehr darin, wa
zu leisten uns angcsonnen wird, was wir aber im Interesse der Gesammtheit zurückweisen
müssen. Wie wenig oft dasjenige, was die Provinz leistet, in Betracht gezogen wird, habe lck
noch vor Kurzem erfahren, wo aus eiucm Kreise, welchem wir das dreifache dessen «u
Proviuzialmitteln gewähren, was der Kreis an Umlagen aufbringt, uns doch gesagt worden lst,
die Provinz leiste nichts, sondern erdrückeden Kreis nur mit Umlagen. Ja, meine Her«"'
solchen Anforderungen gegenüber fällt es allerdings schwer, Zufriedenheit zu erregen und de>"
Tadel zu entgeheu. Daß wir unferc Aufgaben nicht vernachlässigen,vielmehr mit der uns voM
Staate gegebenen Rente, sowie den fonstigen Provinzialmittelu gut wirthfchaften. das ist. """
Herren, nicht nur von den höchsten Staatsbehörden wiederholt anerkannt worden, sondern lc"
glaube mich in dieser Hinsicht auf Ihr Urtheil, meine Herren, die Sie mitten im Leben steh"''
berufen zu können. Werfen Sie einen Blick auf die Aufgabe,!, welche wir zu erfüllen hab"'
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und fragen Sie: „Ist die Verwaltung auf dem Gebiete des Straßenbaues zurückgcschritten
oder weiter gekommen, finden Sie auf dem Gebiete des Landarmen- nnd des Korrigenden-
Wesens, der Unterbringung verwahrloster Kinder Unzuträglichkeitenoder Mängel, nehmen Sie
auf dem Gebiete unferer Blinden-, unserer Taubstummeu-AustalteuRückfchritteoder eineu Maugel
in den Lcistuugeu wahr? Iu letzterer Hinsicht darf ich nur auf den Bericht verweisen, welchen
°cr Commissar des Herrn Untcrrichtsmiuistcrs unlängst über unsere Untcrrichtsanstaltcn erstattet
hat und welcherdahin ging, daß unsere Anstalten zu den besten des Staates zählten. Hiernach
glaube ich wohl annehmen zu können, daß wir mit den zu unserer Verfügung stehenden
Mitteln nicht schlecht wirthschaften. Wenn nnn fortwährend darauf hingewiefen wird, daß unfere
Provinzialabgaben viel hoher wie in anderenProvinzen sind, so ist diefes zahlenmäßig allerdings
richtig, aber es wird bei diefem Vergleiche stets Überfehen, daß die Hauptlast, welche^unsere
Provinz drückt, in den anderen Provinzen von den Kreisen direkt getragen wird, ^n den
anderen Provinzen liegt nämlich die Unterhaltung der Straßen, welche wir als Bezlrtsstraßen
°uf Provinzialfonds übernommen haben und wofür wir 2 300 000 M. Umlageu erheben, den
Kreisen als Kreisstraßen ob. Obwohl die in Folge dieses Umstandes höhere Umlage m der
Nheinprovinz viel Staub aufgewirbelt hat. fo geht gegenwärtig merkwürdigerweisem Westfalen,
wo diese Frage im Landtage nenerdings zur Sprache gekommen ist. eine Stromnng dahin,
unserer Provinz nachzuahmen und die Kreisstraßen auf Provinzialfonds zu übernehmen, und
finden, soviel ich weiß, bereits Erhebungen in dieser Hinsicht nnd insbesondere auch über d,e
Hohe der Umlage, die sich ergeben würde, statt. Ob ein Kreis, wie in Westfalen, neben einer
Provinzialnmlage von 5°/° noch 10 oder mehr «/« " die Herren, welche in Westfalen anfassig
sind, werden dies sagen tonnen - an Kreissteucrn zur Unterhaltung der Krcisstraßen auf¬
zubringen hat oder unter Wegfall der letzteren Ausgabe an Provinzialabgaben znsammen ^ /°
Provinzialabgaben trägt, ist für den Kreis an uud für sich gleich, es kommt nnr darauf an, ob un
Ganzen mehr oder weniger anbringen ist. und ob dem Steuerzahler für seine
Aufgaben mehr oder weniger geleistet wird. In diefer Hinficht muffen des all, weil
"ne größere Ansgleichnng eintritt, die Verhältnisse in der ^hemprovinz doch woll
ästigere fein, weil man in Westfalen unferm Vorgange folgen und auch dort die Kreis-
Wßm au die Provinz übertra en will, obwohl hierdurch für Westfalen ein Steigen er
Umlage um 1'/° lüs 2 Millionen eintreten würde. So lange die übrigen Provinzen abe
bu Uuterhaltuu der Kreisstraßeu nicht übernommen haben, müssen Sle b°l °umn Vorgl^
b« Höhe der Prvvinzialnm agen selbstredeudden Betrag abziehen, welchen die Vezirksstrß
k°sten. Wenn Sie meine Herren. s° verfahren, dürfen Sie nns nur m Rechnung stellen
')?« Verzinfnng 'und Tilgung der Irrenanstalts - Banschuld " d^ne ^ mr w.
^e fagen tonnen: auch dle übrigen Provinzen haben Irrenanstalten ge °" " fu ^
K°steu werden in der Rheinprovinz erhoben 300 000 M. 2) kommen "V tracht d^ Um am

oder nach d°" « V°^
"us chusfes nur uocb mit 540 000 M. alfo im Ganzen 840 000 M. es sind das 3/« der

u Summe bleibt auch in dem Gefammtanantum hinter den Beträgm ^ ck. «^e. « e n
7 Erläuteruugsbericht näher ausgeführt worden st. m den anderen P omnzen a s Um

"hoben werden Indessen nieine Herren, es kommt mcht darauf an. was m ande m

^ooinzen erhoben 3''fondern vor Allem darauf, ob dasjenige, ^s . oben wn^
"^'Näßig n>id Ihre.. Intentionen entsprechendverwendet wird, wie rch dieses bereits auszu

luhren die Ehre hatte.
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Wenn ich nun noch einen Punkt berühren darf, so liegt nahe, daß die jetzt zum erste«
Male nach längerer Zeit eintretende Erhöhung der Umlage ernsten Befürchtungen für die
Zukunft Naum geben kann. Geben Sie, meine Herren, sich indessen in diefer Hinsichtnicht allzu
pessimistischenAnschauungen hin. Wie in dieser Hinsicht sich die Zukunft gestalten wird,
das läßt sich heute allerdings schwer voraussagen. Ich kann nur sagen, daß der Provinzial-
ausschuß unentwegt an dem gekennzeichneten System festhalten wird, die Ausgaben, hinsichtlich
deren ihm die freie Bestimmung zusteht, fo einzurichten, daß sie mit den gegebenen Mitteln
bestritten werden können, und daß Sie bei allen diesen Positionen eine Erhöhung - es fei
denn, daß Sie selbst aus eigener Initiative diese wünschenund beschließensollten — uicht zu
befürchten haben. Dieselbe Zusicherung kanu ich allerdings hinsichtlich derjenigen Ausgaben,
über welche der Ausschuß uicht allein zu befinden hat, nicht ertheilen. In letzterer Hinsicht
kommen zwei Ausgaben in Betracht. Zunächst die Verwendungen für das Landarmenwefen.
Diese wachsenohne Zuthun des Ausschusses. Alles, was wir in dieser Hinsicht thun können,
geschieht auf das Vollkommenste, indem wir scharf controlircn und überall die Ausgaben zu
verringern suchen, allein die Ausgaben werden bedingt durch die Zahl der Landarmen uud diese
Zahl wächst fortwährend, weil der Unterstützungswohnsitzin 2 Jahren verloren und in derselbe»
Frist von 2 Jahren erworben wird, wobei stets eine Anzahl von Personen in's Freie, d. h- an
den Landarmenverband fällt. Die Perfon, welche ihren Wohnsitz aufgiebt und damit den Beginn
der Vcrlustfrist antritt, nimmt in den seltensten Fälleu sofort anderswo einen neuen festen
Wohnsitz, so daß der Verlust eintritt, bevor die Erwerbung des ueucn Wohnsitzes statt-
gefunden hat. Neben der hieraus folgenden steten Erhöhung der Landarmenkusten droht den
Landarmcnvcrbänden augenblicklicheine weitere schwere Belastung. Das dem Landtage der
Monarchie vorgelegte Gesetz, betreffend die außerordeutliche Armeulast wird sich überall und
insbesondere hier in der Nhcinpruvinz schwer fühlbar machen. Dicfes Gcfetz geht, mit kurzen
Wortcu gesagt, dahin, die gesammte Charitas zu uercommunalisircn. Es soll alles von der
Provinz geleistet werden, für sämmtliche Irren- und Idiotenanstaltcn, für die Unterbringung
der Epileptiker, Blinden und Taubstummen foll die Proviuz sorgen, während die Kreise und
die Gemeinden nur einen kleinen Veitrag zu den Pflegekosten zu leisten haben. Wenn dieser
Entwurf zum Gesetz erhoben wird, so wird die Armenlast der Provinz meines Trachtens sieh
verdoppeln, wenn nicht verdreifachen, es wird alsdann eine große Zahl neuer Anstalten errichtet
werden müssen nnd es wird Manches, was christliche Nächstenliebein hiesiger Provinz geschafft
und bis jetzt erhalten hat, untergehen. Ob die Gemeinden hierbei in derselben Weise entlastet
«erden, wie die Provinz nen belastet wird, ist eine weitere Frage, welche sich nur an der Hand
der Erfahrung wird beantworten lassen. Das im Entwürfe vorliegende Gesetz mag für den
Osten unserer Monarchie zweckmäßig sein und dort gute Früchte tragen, indem nothwendig
erscheint,daß für die Unglücklichen,derer dicfes Gesetz sich annimmt, in irgend einer F""
gesorgt wird, aber für unsere Provinz, wo seit Jahren für jene Unglücklichengesorgt worden
ist und wo blühende Anstalten sür diese Zwecke bestehen, ist das im Entwürfe vorgelegte Gesetz
nicht nur keiu Bedürfniß, sondern es wird geradezu nachtheilig wirken, indem dasselbe de"
bestehendenAnstalten die Lebensfähigkeitnimmt und die Provinz nöthigt, uene Anstalten 3«
errichten. Es wird dicfes viel Geld kosten und die Last für die Gefcnnmtheit wird fehr g""
werden. Ich glaubte heute auf dieses bevorstehendeGesetz aufmerksam machen zu müssen, w"
die Frage der Steigerung der Provinzialumlage dnrch dieses Gesetz wesentlichbedingt ist. ^"
zweite Ausgabe, welche von dem Wollen des Ausschussesunabhängig ist, betrifft die Unterhaltung



359

der Vezirksftraßcn. Wenn Sie, meine Herren, beschließen, neue Wege zu bauen und neue
Wege zu übernehmen, so können wir das selbstredendmit den Mitteln, welche für das jetzige
Wegenetz berechnetsind, nicht bestreiten, sondern es müssen alsdann neue Mittel bewilligt werden.
Das Wachsen der dcsfallsigeu Umlage hängt also einzig und allein vom Landtage ab. Wenn
Sie. meine Zerren, an der Hand dieser allgemeinen Gesichtspunktedie einzelnen Etats prüfen,
su werden Sie finden, daß bei deren Aufstellung überall danach verfahren worden ist. man hat
überall die durch die Erfahrung bewährten Sätze beibehalten nnd eine Erhohnng nur da
eintreten lassen, wo Umstünde nnd Gründe dies gebieterischerheischten. Es werden sich bei der
Prüfung dieses umfangreichen Zahlenmaterials zwar uoch manche Fragen nnd manchesbedenken
ergeben, allein, meine Herreu. ich hege die Hoffnnng. daß die Berathung m deu Fach-
eonnniffioueu uud hier im Haufe zu einer Klärnng aller Zweifel uud zur Ausräumung aller
Bedenken führen wird, uud daß Sie die Etats, wenn auch mit eruzelnen Abänderungen
im großen Ganzen fo werden annehmen können, wie der Provinzialausfchuß ^hnen dieselben
vorgelegt hat

Wenn ich nnn an die Ausführuugeu über den Etat die Uebersicht über die Vermögens-
läge der Provinz anschließen darf, fo bitte ich die Druckfache Nr. 20 zur Haud zu nehmem
Wir find, meine Herren, bei der Verwaltnng im Ausschuß von der Ansicht ausgegangen, daß
zwei Dinge unbedingt zu vermeiden seien, einerseits ein Zuführen von lausenden Illi teln al o
aus den jeweiligenProvinzialabgaben zur Kavitalanfammluug. alfo zu "
°ie Zukunft, andererseits aber auch ebeuso sehr ein Verzehren vorhandener Kamtalbestaud. für
die Zwecke der lanfenden Verwaltnng. Bei dem großen Vermögensbestand welchen wir ve tzn.
Würde das entgegengesetzte Verfahren allerdings für einige Jahre ein fehr beqnemes M wnf.-
'"ittel bieten, n,n neuen Anforderungen zu eutgehen. allein. "°we Herre,^ es wurde ^
d°ch in sehr bitterer Weise rächen. Damit ein solches

°hne Vorwissen des Provinziallandtages. hat der Provinzmlans chnh ""2°" d"". Wß ^hum
edesmal mit dem Haupt-Etat gleichzeitigeine Uebersicht über die ^erm eus h n se r

Provinz vorgelegt wird, damit Sie. meiue Herreu. iu der Lage stud au d° H° ^ °s '
Materials zn prüfen, b und iu wie weit eine uugebührliche
°d« andererseits ein Zehren au dem Kapitalvermögen für die laufende Verwaltuug statt-

^" Wem, ich hiernach zu der Aufstelluug im Einzelneu iibergeheu

^n °„ ^«^ wächst aus den ^b^ichkeitm und dem Gru^und ^^^n
galten gehört. Es bildet dieses den Immobilarbchtz der Promnz. „^ ./^ nicht
"en wir herbei nicht als ein Vermögensaktivum der Provinz bett«^'« fte^smch

s"d, sondern Verkehrszweckenzu dienen haben und zu anderen Zwecken nicht verwerthet

"" des Werthes w «äuli^

'beseht worden sind. Der Grund uud Boden ist hierbei nach emer mäßigen Dar, emgestem
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Laufende Abschreibungensind nicht vorgenommenworden, und zwar aus einem doppeltenGrunde:
einmal weil die Gebäulichkeitennoch neu sind, dann zweitens aber hauptsächlichaus dem Grunde,
weil wir die Neuherstcllungenund Erweiterungen auch nicht in Rechnung stellen, ebensowenigdie
Ergänzungen des Inventars. In Folge der laufenden Herstellungen erhalten wir die Anstalten
und sonstigenGebäulichkeitenimmer mindestens in demselbenWerthe, welchen sie nach der Ver¬
mögensaufstellunghaben, und da wir also alles ergänzen und unterhalten, dürften Abschreibungen
für uns keinen besonderen Zweck haben, umsoweniger, als andererseits dadurch die Vergleichungmit
früherenJahren erschwert wird, weil man hierbei immer wieder die vorgenommenenAbschreibungen
in Betracht ziehen mühte.

Nach diesem System finden Sie für das Ständehaus und die Dienstwohnungdes Landes¬
direktors als Werth der Gebäulichkeiten1425 000 M aufgeführt; es sind dies die Bau- und
Erwerbungskosten dieser Gebäude. Der Werth der Grundstückeist zu 90000 M. ermittelt und
der Gesammtwerth des Inventars auf 279850 M, so dah im Ganzen das Ständehaus nut
allem was dazu gehört und die Wohnung des Landesdirektors mit 1 794 850 M. bei der Provinz
zu Buche steht.

Die zweite Position, die Wittwen- und Waisenkasse,hat einen Vaarbestand, welcherbei
der Landesbank zinsbar angelegt ist, in Höhe von 115090 M. Es sind diese Gelder angesammelt
worden aus Beiträgen der Provinz und Beiträgen der Beamten während des Bestehens der
Kasse seit dem Jahre 1884.

Der Fonds zur Errichtung des Kaiser-Wilhelm-Denkmals hat einen Vaarbestand von
00000 M., welcherzinsbar bei der Landesbant angelegt ist.

Für den Stände- bezw. Verfügungsfonds des Prouinziallandtages sind 140000 M-
baar belegt. Die Staats-Nebenfonds, das sind die Polizeistrafgeldcrfonds,betragen 727950 M>
Es ist das ein Fonds, welchen die Provinz blos in Verwaltung hat und den sie nicht als Eigen¬
thum betrachten darf.

Das Landcmnenhaus zu Trier, meine Herren, steht zu Buche mit 1549515 M. 29 Pi-
Ich bemerke, daß das Landarmenhaus in Trier in den letzten Jahren vollständig umgebaut
worden ist und daß dieses Haus, welches früher gewissermaßeneine alte Baracke war, zur Zeit
eine der schönsten Anstalten ist, welche in dieser Art bestehen.

Die Provinzial-Arbeitsanstalt in Nrauweiler steht mit 1498900 M. zu Buche. Dieselbe
ist mit allem Nöthigen ausgerüstet und kann 2200 Korrigendcn beherbergen.

Die Provinzial-Hcbammen-Lehranstaltzu Köln, welche ebenfalls in den letzten Jahren fast
ganz erbaut werden muhte, steht mit 787900 M. zu Buche.

Dann kommt der Central-Hebammen-Unterstützungsfondsmit 12 918 M., hierauf folge"
die verfchiedenenTaubstummenanstalten zu Brühl mit 51800 M., Kempen mit 47 000 M"
Neuwied mit 73000 M., Trier mit 119000 M., Elberfeld mit 97100 M. und Essen ""
177400 M.

Dann schließt sich der Unterstützungsfonds für entlassene Taubstumme, welchen °le
Provinz angesammelt hat, im Betrage von 16 439 M 45 Pf. an, demnächst folgt die P"'
vinzial-Blindenanstalt zu Düren mit 496 300 M. und endlich der Naarfonds für entlassene
Blinde mit 10221? M. 84 Pf

Die Provinzial-Irrenanstalten, meine Herren, wobei erhebliche Herabsetzungen st"^
gefunden haben, stehen noch zu Buche und zwar einschliehlich des sämmtlichenInventars und °e
Grundstücke: Andernach mit 2141486 M., Bonn mit 2 976 000 M., Düren mit 2 938 500 M>,
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^ «« i> <m^,;„ „ii^ ?«^>3 500 M. Der eingestellte Bauwerthmacht
Grafenberg mit 2 638100 M und Mer,g mt 26.3.00 M ^ ^

pro Kopf etwa 3800 bis 3900 M au. E ^ ^^ ^^.^^ ^
aufgewendet werden muh, "" " ^tt mch u g ^, ^^ Einrichtungenunter Zugrundelegungder möglichst dMgsten ^rc^l, u

^"'^Dann folgt noch ein kleiner Posten mit 1500 M. Nestkaufpreis,welcher nicht ausgezahlt
werden kann, weil eine Leibrente damuf ruht

Der allgemeine Baufonds belauf ^,,/uf ^' M 45 ^f 1^ 6^
hat es folgende Bewandtmh:Aus den Ueberfchussen der ^aucredU 1°w e ,

weisung!n'ist ein Fonds sür g^°re bauliche Ausfi^
sind insbesondere anch die Naarbestände, welche d«^ ^
in früherer Zeit angesammelthaben, zugeführt worden, ^efem ^o ^ '

'^^ s. °N27^^ ^ch auf 1822/^Die Nasse- und Pelman-Stiftung auf 6000 M. « F°nd für ^^ ^
führung einer Figureugruvpe «"wu Standehaufeauf 23.28 M ^ e ^ ^^^^ ^
die Herausgabe einer Denkmäler-Stattstck auf dieses Fonds
mit 162 700 M. zu Buche. Der Museumsbanionds betragt
sind die Baukosten für die beiden Mufeen zu Trier und Vom, zu ^st "tem ^m, rst
seherhaus zu St. Barbara in Trier, welches ^00 M gekostet ^^

^r gewerbliche ist ange-
Der Viehentschädigungssondsbetragt 742 00^ ^ »^' . . «,^Herung gegen

'annneltworden aus dem 5 Pf.-Beitrag,welcher bah wir
Notztrankheit nnd Lungenseuchebezahlt werden. Der ^
allen verderbenbringendenSeuchen in der Promnz ""

Die Provinzial-Strahenverwaltung hat an «erschienen^ «veMd « p
im Ganzen 1983 500 M. und für die Strahenaufseher und deren Mttwen 6
193 000 M.

Die Gesammtsummedes Vorm gens ^ ^^ / 2n, «e^en Staats-Nebenfonds,
davon ab diejenigen Fonds, die wir blos Nnterstützungsfonds
Wtttwen-und Waifenfonds,^iehentschawgungsfonds und d« u ^ ^ ^ ^
«it 1933 982 M. 61 Pf., so bleibt für dre P"«" « ,^ 5 816 850 M. abzuziehen
w°«°n der Passivposten, die Schuld aus den A"talt^tm n, ^ ^ ^^^^^ ^
^ so daß sich ein Neinvermogen ergiebt «°» /^... ^ ^ Meliorationsfondsvon
«n aber noch hinzurechnenzunächst dr^mgen Betrage um we cy ^^ ^ ^^,^^,^
er Provinzialverwaltungvergrößertworden >st, ttma 1 .(> ^ , ^ .^ ^^ ^^ ^„

"elche der Landesbank überwieen worden s nd. ^e,e mp ^ ^ ,300 000

Millionen Mark, welche der "esban ^ ^,
^welche dieser Bank zur ^g^W ^"muw ^,.,, ^invernwgen der Provinz
«„ ._ Unter Berücksichtignngws Ka ^. ° /^,.^,Unter Berücksichtignngdieser Kapuzen , .«« »^'"" '
"«ch Abzug der Schulden auf etwa 24 Millionen Mark zu veranschlagen. 46
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Dieses Vermögen ist zum größten Theil während der früheren provinzialständischen
Verwaltung angesammelt worden. Es konnte angesammelt werden, weil damals der Provinzial-
verwaltung Mittel zu Gebote standen, welche sie heute nicht mehr hat — ich erinnere an die
Kreisrente mit 333 000 M. —, ferner an die in den ersten Jahren vom Staate angesammelten
Zinsen und Renten, welche letztere über 2'/« Millionen Mark betragen haben. Wenn
dieses Vermögen in Folge des Fortfalles der gedachten außerordentlichen Einnahmen auch
nicht mehr vergrößert werden kann, so ist der Provinzialausschuh, wie ich bereits die
Ehre hatte hervorzuheben, andererseits doch cmf's Eifrigste bestrebt, dieses Vermögen der
Provinz intakt zu erhalten, damit wir die gesundeBasis, welche wir in diesen, Vcrmögensbestande
besitzenund die uns in die Lage setzt, ernsten Zeiten, welche über die Provinz hereinbrechen
können, mit Nuhe entgegenzutreten,den Nachkommen erhalten.

Meine Herren! Das war es, was ich Ihnen zum Haupt-Etat und zur Vermögens-
Übersicht mitzutheilenhatte.

Wenn ich schließlich noch ein Wort zu der formellen Behandlung der Sache sagen
darf, so möchte ich Ihnen vorschlagen, nach Vorgang der früheren Jahre die Etats zunächst
an die Fachcommisfioncnzu «erweisen. Nachdem dieselben in den einzelnen Fachcummissionen
berathen sein werden, wird das Gesammtresultat später der FachcommissionI bchnfs Berichtigung
des Haupt-Etats mitgetheilt und kann dann auf Grnnd der in der Fachcommissionberathenen
Etats die zweite Berathung derselben vorgenommen werden. Ergeben sich dann noch Bedenken
oder Zweifel, dann würde es Ihnen unbenommen fein, die Etats an die erste Fachcummission
oder an eine besondereFinanz- bezw. Etatscommissiuu zu verweisen. Bis jetzt sind wir nicht
in die Nothwendigkeit gekommen, zu dem zweiten greifen zu müssen und ich glaube auch
annehmen zu dürfen, das; durch die Berathungen der Fachcummisfionen es diesmal gelingen
wird, das Material soweit zu klären, daß auf Gruud der Berichte der Facheummissiuncndie
Etats wieder von Ihnen angenommen werden können. (Bravo!)

VorsitzenderFürst zu Wied: Meine Herren! Ich stelle die hier behandelten drei Punkte
der Tagesordnung zur Geueraldistussiuu uud bitte diejcuigcu Herren, welche im Allgemeinen
dazu sprechen wollen, sich zu melden.

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Fritzen.
Abgeordneter Fritzen: Meine Herren! Wir sind gewiß alle dem Provinzialausscbnß

sehr dankbar, daß wir die Etats so frühzeitig bekommenhaben; wir find dadurch in die Lage
versetzt gewesen,dieselben ganz genau durchzusehen. Auch siud wir gewiß dem Herrn Landcs-
direktor sehr dankbar dafür, daß er uns in einem so langen, klaren und lichtvollen Vortrage
die Etats hier erläutert hat. Ich glaube auch nach Durchsicht der einzelnen Etats, daß ü"
Großen und Ganzen nicht viel daran zu machen ist; sie sind wie in früheren Jahren »nt
großer Klarheit und in lichtvoller Gruppirung aufgestellt wurden, und ich glaube, wie gesagt
es wird im Große» und Ganzen nicht viel daran zu machen fein.

Nichtsdestowenigerfind wir ja alle gewiß einigermaßen überrafcht worden, als wl
zuerst den Etat in die Hand nahmen und daraus ersahen, daß eine Erhöhung der ProvinzM-
umlage im Anfange in Höhe von 340 000 M. geplant wäre. Diese Erhöhung ist ja sp"t"
reduzirt wurden; dadurch, daß das Reglement für den Cummunalwegebau nicht zu Stande
gekommenist, hat sich die Erhöhung der Umlage ermäßigt auf 180000 M. Meine Herren-
Das ist keine erschrecklichhohe Summe, aber nichtsdestoweniger hat sie doch einiges Bedenken
erregt, und zwar aus dem Grunde, weil es der erste Schritt ist auf dem Wege der Erhöhung-
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Wir haben in den letzten 10 Jahren prinzipiell jede Erhöhung ^ Umlage zu vermelden gefuch
und zwar mit großem Erfolg. Ich weiß persönlich,daß der Herr "s
feine Anfgabe aufgefaßt hat, und daß auch der Pr^Mlanss^
Umlage möglichst nicht zn erhöhen, und so ist denn d« Pr°vmz ^ v "
Commnnen seit 10 Jahren ans einer Umlage, die sich um ^a ' Mllllon n Ma d ht. stchn
geblieben. Ich fürchte, wenn wir den ersten Schritt der Erhöhung w^m Herzens m chen,
daß man dann vielleicht bald zu weiteren Schritten übergehen, ««d daß d« Erhöhung stch

weUer steigern wird. Daher glaube ich, daß es doch die Pflicht ^s Pr°v^
ernstlichzn prüfen, ob denn eine folche Erhöhung unbedingt nothweudlg '^ ""d ob s mch
Mittel und Wege giebt, eine derartige Erhöhung für die nächsten^er I«hr ^n rm,,d ,

Meine Herren! Wenn ich im Folgenden in einzelnenP"" ^ "N erlan e hwr
Wege anzugeben, auf denen diefes Ziel möglicherweifeerreicht «^" komü,^
davon entfernt, heute bereits zn beantragen, daß die von mir "enwell anöden en en Ab^'^
vorgenommenwerden. Ich kann das heute nicht beantragen «eü ^ st /:e Sp ml achung
in der Fachcommissionergeben wird, ob es überhaupt thnnüch ist; was lch s«go. soll d M
und Wege zeigen bei denen die Möglichkeit vorliegt. Ob ^ zweckmäßig '^d'e'^tt
in ergreifen, das stelle ich der Diskufsion in der Facheomnnfston anHelm, welche am besten
darüber zu urtheilen wissen wird. ..««^n K^n^boben

Wenn ich nun auf derartige Wege hinweifen will so mnh
d°ß allerdings in den Hauptpunkten des Etats eine Herabnunderung mcht wohl m g ch l ,
uud zwar anch in denjenigen Positionen, bei welchen die Verwaltung r°'p'/" P^
ausschnß eine Erhöhung oorsthlägt. Hier kommt zunächst d" Woh^
in Betracht. Ich lab mich gefrent. daß der Provinzialausfchuß uns d.es Vorschlage gemaM
hat. Ich lebe ja anch hier in Düsseldorf nnd weiß, daß ^ ^n ^ ^
die Miethen sM hoch find und ich kann es daher nur m: Fremden b grüß n V ° ^r°
vinzialansfchnß da u ü ergegangen ist. für die Beamten W°lmungsgeldznfchüse en ^ M

werde meinerseits 'dafür eintreten und auch ^t den^^ge. ^ ^^m ^^
Dann kommen fernerhin, meme Herren, die Mehrznschuii sur Grundlage,

An diefen Zuschüssen ist auch absolnt nicht zu rütteln; ste b«« ' °u^^
und die Provinz könnte eventnell im Wege Rechtens ^ "'«r Za^ ^
^e auch das iefetz hier vorliegen, welches der Herr ^"rek °r ^
Frende erwähnt h t. Ich erfehe darans. wie fehr er der Sache n " Vezlchnng Mg

^ das ein Gese^ntwnrf, welcher dem Herrenh^ vorge^g ^ "d ^ « r^«°!°tz wild, jll,l„s»I,<! die «>,„d»iM!»!°st°» w Pl»m,!, IM ^ °» .,». ,„„„„„,

«' w"b s.ch «!.«ch! !.»«.,,, °» ,m »"°«"" ^s" /«m M,ÜIt,ri,,«,!<> .« l.i

^^2:^^^ —:: ^u.,«.«...
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abzulehnen, um den Provinzialverband erst darüber zu hören. Ich glaube, das ist eine
Forderung, die nur billig ist. Ich behalte mir vor. auf diesen Punkt noch zurückzukommen.

Es kommen dann die Humanitären Bestrebungen und Anstalten, und ich glaube, daß
wir auch in diesem Punkte im großen und ganzen der Verwaltung folge» können. Ob bei den
Etats der Anstalten in einigen kleinen Punkten Abstrichemöglich sind, kann ich nicht übersehen,
jedenfalls wird es nicht viel sein, im großen und ganzen sind diese Etats sehr sorgfältig
aufgestellt.

Die Punkte, in welchen ich glaube, daß Abstriche möglich sind, wären etwa folgende.
Meine Herren! Sie haben gelefen, daß der Bcfchluh des Provinziallaudtags behufs ander¬
weitiger Regelung des Communalwegebau-Unterstützungswescns nicht hat zur Ausführung
gebracht werden können. Es war von dem Provinzialansfchuffe ein Entwurf zu derartigen
Bestimmungen aufgestellt worden. Dieser Entwurf hat zurückgezogen werden muffen mit Rück¬
sicht auf die vom Staate in Aussicht genommene Regelung des Wegercchtes,sudaß augenblicklich
dem Provinziallandtage irgend eine Vorlage über eine anderweitige Regelung des Communal-
wegebaues nicht vorliegt. Nun steht fest, und das ist hier im Landtag und in der Verwaltung
anerkannt, daß bei diesem Untcrstütznngsfonds für das CommunalwegebauwescuerheblicheMiß'
stände vorliegen. Ich brauche nur auf die Hcrreu Mitglieder der Subcommission zu provoziren,
welche gewöhnlich diefe Sachen für den Provinzialausfchns; vorbereiten. Da liegen taufende
von Anträgen vor, daß da oder dort ganz kleine Wege ausgeführt werden sollen, oder daß an
anderer Stelle ein größerer Weg verlangt wird, wobei die Herren, ich möchte sagen, vor einer
Vorlage stehen, die sie selbst nicht beurtheilen können, und dann in vielen Punkten beinahe auf's
gcrathewohl bewilligt oder nicht bewilligt wird, Uebelstände also liegen vor. Ich glaube, es
ist Keiner in der Verwaltung oder im Provinzialausschufsc, der das uicht anerkennt. Run
fage ich aber fo, meine Herren, wenn derartige Uebelständevorliegen, dann sehe ich nicht em,
warum wir nicht an dem Fonds, welcher augenblicklichmit jährlich 250 000 M. dotirt ist.
einen erheblichenAbstrich machen können.

Allerdings ist es hart zu streichen, das gebe ich zu; aber wenn wir die Provinzial-
umlage auf die frühere Höhe bringen wollen, fo muffen wir einen entscheidendenSchritt thun.
Meine Herren! Diese Summe von 250000 M.. welche jetzt im Etat für Communalwegewu
steht, hat sich allmählich entwickelt. In den eisten Jahren war sie nicht so bedeutend, wenn ich
mich recht erinnere, fing sie mit 150000 M. an; sie ist allmählich immer höher geworden und
steht jetzt auf dem Betrage von 250 000 M., das ist für zwei Etatjahre 500 000 M Meine
Herren! Die Provinz hat nach dem Dotationsgesetzedie Pflicht der Fürsorge und der Förderung
des Communalwegebauwesensund kann sich dieser Pflicht nicht entziehen.

Wenn wir aber fragen, in welchemMaße sie diefe Pflicht habe, so kann man füglich
nur antworten, sie hat diese Pflicht in demselbenMaße, in welchem der Staat diese Pflicht aus¬
geübt hat, zu dem Zeitpunkte, als der Staat auf die Provinz diefe Pflicht übertrug. Nun gav
in demselbenJahre, in welchem vom Staate diese Pflicht für den Communalwegebau auf d"
Provinz übertragen wurde, der Staat für diesen Zweck 124000 M., also die Provinz hat we
Summe mehr als verdoppelt und dabei sind meines Erachtens alle früheren Uebelstände bestehe"
geblieben, resp, durch die größere Centralisation noch vermehrt.

Meine Herren! Es kommt zu diesem Punkte noch hinzu, daß augeublicklich der SW'
der Fonds für die Unterstützung des Eommunalwegebauwesensein ganz vorzüglicherist, ^^
glaube, er ist nie so günstig gewesen.
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Diese in Rede stehende Etatposition überträgt sich von einem Jahr ins andere, es
werden die bewilligten Beihülfen erst nach zwei oder drei Jahren abgehoben, wenn die Wege
fertig sind, und es ist daher neben der Etatsposition in Händen der Verwaltung ein Fonds,
welcherzum großen Theil mit Bewilligungen belastet ist. Es wurde früher kein Bedenken
getragen, diesen Fonds erheblichzu belasten. Die Herren werden sich erinnern, daß in früheren
Jahren es vielfach der Fall gewesenist, daß dieser Fonds mehr Bewilligungen auswies, als er
Bestand hatte, weil erfahrungsmäßig von den bewilligten Summen ein sehr großer Theil
"'cht zur Abhebung kommt; erfahrungsgemäß wird ein großer Theil von Wegen aus deu
erbeteneu Bewilliguugcu uicht ausgeführt uud zwar ans dem Grunde, weil den Herren die
Bewilligung nicht groß genug war oder weil die Gegeuleistung. in der Regel zwei Drittel der
Kosten, nicht aufgebracht'werden kann. Nuu hat nachdem Verwaltungsbericht dieser Fonds am
1. April 1890 einen Ueberschußvou über 50 000 M. erreicht. Das ist ein Stand des Fonds,
welcher ganz vorzüglich ist, nnd ich tan» den Herren, welche ihn verwaltet haben, mein
Kompliment machen',daß sie in dieser Beziehung so gut und tüchtig gewirthschaftethaben. Der
F°nds hat 300 000 M. in Depositen, 72 000 M. in Baar, und es lasten darauf Bewilligungen
v°n 822 000 M.. nach meiner Rechnung hat der Fonds also ein plus von über 50 000 M.
Meine Herren! Das ist ein ganz vorzüglicherStand und ich glaube, daß wir mit Rücksicht aus
diesen Stand des Fonds die im Etat vorgeseheneSumme von 250 000 M. für die nächsten
zwei Jahre. - ich will es heute uoch uicht definitiv beantragen - ermäßigen können; du
Position kann, wenn eine allseitige gedeihliche Regelung dieser Materie erzielt wird, erhöh
werden, aber ich möchte glauben, daß für die nächsten beiden Jahre die 250 000 M. aus
200 000 recht gut ermäßigt werde» köuuen. Meiue Herren! Ich komme auf emeu zweiten
Fonds, ebenfalls der Straßenbanverwnltuug angehörend, denn ich nehme die Straßenbauverwaltung
zuerst in Angriff. Die Herren Beamte,! der Straßenvcrwaltung werden mir d,es verzeihen aber
Made hier stehen große Summen in Frage. Früher waren die jetzt im Etat getrennten beiden
3°nds für Nenbauteu ein Fonds, sie sind vor 2 oder 3 Jahren getheilt worden uud diese
Nennung ist meiner Meinung nach mit vollem Recht geschehe». So haben wir jetzt zunächst
den UnterMat L. zu Erueuerungs- und Umbauten an Provinzialstrahen. Meine Herren! An
diesem Etat. resp. Fonds will ich nicht rütteln, die geforderte Summe ist gering und da Geld
^ unbedingt nöthig. Sodann haben wir einen Unter-Etat d zum Neubau von Straßen.
Drunter auch die Straßenbauprämien fallen, und ich denke, daß hrer em Abstrich moglch ist.
^ bin ans diefen Gedanken gekommen dnrch den Etat selbst. Es heißt nämlich m emer
Bemerkungdes Etats - Die Ausgabe von 95 000 M. dürfte genügen, da der Neubau größerer
fraßen auf Kosteu dieses Fouds uicht in Aussicht steht." Es heißt dann m emer weiteren
B°"°rlu»g zu dem Etat' ..Zur Zeit sind bei der Landesbankder Rhemprovinz noch ^ .^
öu 2'/2°/« depomrt. Dieses Depositum ist durch VewMguugeu für Straßen-Neuanten und ^
^bauprümien völlig in Anfpruch genommen, die Erfüllnng dieser Bewilligungsverpfl chtung n

W indessen uur allmählich uach dem Fortgange der einzelnen Neubauten zu geschehensodaß m
^,"«'chsten Zeit eine stärkere Zurückziehuug des Kapitals uoch "lcht er ordeckch en «'^
^«"e Herren! Von diesem Kapital, das der Fonds besitzt von den 23o000 M st d m Eta
'"bst Zinsen in Höhe von 5000 M. für jedes der folgenden zwei Jahre °mgest M also di
Haltung muß selbst der Ansicht sein, daß dieses Depositum :m Laufe der nächsten beiden

^e «ich? w7rd !n Ams^ «erden. Nun frage ich. warum solle,, enn^n E a
'""h 95 000 M. hinzu bewilligt werden? und ich meine, daß mr von diesen 95 000 M. emen
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gewissenBetrag ganz gut abstreichenkönnen, ich lasse mich aber gerne eines Besseren belehren.
Ich weiß nur. wie der Stand des Fonds am 1. April 1890 war. Ich weiß nicht wie er sich
inzwischen verändert hat. aber ich möchte jedenfalls untersuchen, ob nicht an diesem Etat
Ersparnisse vielleicht in Höhe von 50 000 M. gemacht werden können. Meine Herren! Ich komme
drittens zu einem Fonds, an den ich nur mit einem gewissenZagen herantrete, das ist der
sogenannte Ständefonds, ein sehr beliebter Fonds, der Dispositionsfonds des Provinziallandtags.
Meine Herren! Dieser Fonds ist früher größer gewesenund ist vor zwei Jahren als wir die
Umlage nicht zu erhöhen brauchten, auf 80 000 M. herabgesetzt worden. Jetzt, wo die
Erhöhung der Umlage nöthig wird, soll der Funds wieder auf 120 000 M. erhöht werden.

Meine Herren! An und für sich bin ich auch der Ansicht, daß die Summe von
80000 M. gering ist, namentlich wenn Sie bedenken, daß für das Kaiserdenkmal von diesen
Mitteln jährlich schon 60000 M. für die nächste Zeit abgehen. Es bleiben also zur Disposition
des Provinziallandtags nur jährlich 20 000 M.. aber, meine Herren, ich muh doch sagen, daß
wenn Sie den Ständefonds jährlich auf dieselbe Summe, auf welche er früher gestellt war,
also auf 80000 M. reduziren, alsdann 40000 M. gespart werden. Wenn dies geschieht, so
kommen wir in Verbindung mit den vorher als möglich bezeichneten Abstrichen zu dem Resultat,
daß das Mehr der Provinzialumlage zum großen Theil verschwindenwird, während umgekehrt,
wenn Sie den Fonds um 40000 M. erhöhen, die Folge sein wird, daß die Provinzialumlage
um 40 000 M. erhöht werden muß, die Steueru also wachsen. Wenn Sie diese Erhöhung
gar noch vornehmen mit Rücksicht darauf, daß das Kaiserdenkmal 60000 M. erfordert,
fu kommen wir zn dem Resultat, daß bei der Beschlußfassung über das Kaiscrdenkmal vor
2 Jahren keiner von uns haben wollte, daß wir nämlich für das Kaiscrdenkmal die Umlage
erhöhen müssen. Ich glaube, wenn man wirklich sparen will, kann man an diesem Fonds
sparen und ihn um einiges ermäßigen. Im Prinzip bin ich allerdings dafür, den Fonds hw-
reichendhoch zu gestalten; dieses wird aber von selbst eintreten, wenn nach 4 oder 5 Jahren
die Beitrüge für das Kaiserdenkmal fortfallen. Wenn wir über diese Jahre hinweg sind, ist du
Sache nicht mehr bedenklich.Ich finde, daß der Provinziallandtag vornehm handelt, wenn er in der
Sparsamkeit bei sich selbst, bei den ihm zur Verfügung stehenden Fonds anfängt. Meine Herren.
WeitereMehrausgaben sind vorgesehenfür den landwirtschaftlichen Etat; im Ganzen sind hier vor¬
gesehen Mehrausgaben von etwa 80000 M., und zwar rund 20 000 M. im Etat selbst und
10000 M. Vermehrung des Zinscngewinns des Meliorationsfonds. Meine Herren! An
diesen Erhöhungen will ich nicht rütteln. Vor zwei oder vor vier Jahren — ich weiß uia>
mehr genau, wann es gewesenist — sind die Zuschüsse für landwirtschaftliche Zwecke gM
bedeutend ermäßigt worden, und es erfcheint mir gerechtfertigt, daß sie jetzt wieder erhöh
werden und auf einen Betrag kommen, welcher der Bedeutung der Landwirthschaft entspricht-
In dieser Beziehung muh ich dem Herrn Landesdirektur Recht geben, wenn er glaubt, daß'
nachdem diese Erhöhung eingetreten ist, augenblicklich für die Landwirthschaft recht viel geschaht'
Da sind zunächst90000 M. im Etat vorgesehen, dann kommt der Zinsengewinn des Mclio-
lationsfonds mit 50000 M. das sind 140000 M. Dann werden ausgegeben 100000 M.
an Meliorationen sür die Eifel, der sogenannte Nothstandsfonds, der allerdings nur für ^
Eifel und die benachbarten Bezirke, aber doch fchließlich für landwirthschaftliche Z«"^
verwendet wird, fo daß wir hiermit auf jährlich 240000 M. zu Gunsten der Landwirthscha'
kommen. Sodann, meine Herren, der Meliorationsfonds giebt Darlehen entweder zu einem g^"
geringen Zinsfuß, mehrfach auch zinsfrei, lediglich für landwirtschaftliche Zwecke. Wenn 2"



3«?

dazu nehmen, daß auch die Landcsbank der Rhcinprovinz ihre Thätigkeit vorwiegend der Land-
Wirthschaftdienstbar macht, und die Darlehen, welche sie giebt, zum großen Theil au Grund¬
besitzer abgegeben werden, so muß ich gestehen, daß die Fürsorge des Provinzialausschusses für
die Landwirthschaft, wie sie sich in diesem Etat dokumentirt, eine sehr große ist und daß wir
damit also recht zufrieden fein können.

Meine Herren! Ich kommehier noch beiläufig auf einen kleinen Etat zurück, das ist
der Etat für gewerblicheZwecke. Hier ist die Erhöhung von 5U00 M. vorgesehen, welche auf
einer eiugegaugeuen Verpflichtung gegenüber der Stadt Nemscheidberuht und daher nicht ab¬
gelehnt werden kann.

Endlich will ich noch einen Etat anführen, dessen Verwendung und Ausführung früher
°n Gegenstand meiner liebsten Thätigkeit gewesen ist, das ist der Etat für Kunst und Wissen¬
schaft. Auf die Gefahr hin für einen Thebancr gefcholten zu werden, muß ich doch sagen, daß
d'o augenblicklichen Verhältnisse so liegen, daß jetzt eine Erhöhung dieses Etats nicht zeitgemäß
'st. Ich bin ja sonst gewiß für die Erhöhung der Fonds für die Beförderung von Knnst und
Wissenschaft. So lange diese Verwaltungsthätigkeit in meinen Händen ruhte, habe ich mit
allen Kräften dahin gedrängt, die Herren werden mir das bestätigen, die nöthigen Gelder für
diesen Zweck flüfsig zu macheu. Nuu ist aber dieser Etat vor zwei Jahren bereits um 8000 M.
erhöht wurdeu. und daher möchte ich fragen, ob in diesem Jahre wieder eine Erhöhung nöthig
'st? Ich will damit nicht sagen, es sei eine Erhöhung nicht nöthig; ich bin weit entfernt
d^vo»; ich würde mich persönlichsogar freucu, wenn der Landtag diese Etatserhöhung genehmigte.
Ich sage nur. hier ist ein Mittel gegeben, um Sparsamkeit walten zu lassen, und hier könnte
da« vom Provinzialausschnß verlangte Mehr gestrichen werden. Ich wiederhole, ich beantrage
°s nicht, ich möchte nur anregen zu prüfen, ob hier eine Verminderung nicht eintreten konnte.
Meine Herren! Ich komme fchließlich noch kurz auf den Etat für die Verwaltung der
Provinzialmnseen. Die Erhöhung in diesem Etat ist minimal, sie ist hervorgerufen durch den
^geschlagenen Wohnnngsgeldzuschuß für die Direktoren uud daher meines Erachtens ohne
Weiteres zu genehmigen. «^ .^ .. ,.^ .. ,.

Die Punkte, die ich hier dargelegt habe, sind solche, wobei ein Abstrichmöglich ist; ich
wiederholeaber, ich beantrage den Abstrich heute uicht, weil ich über den Stand der Fonds
We nicht derartig orientirt bin. daß ich darüber eine feste Entscheidung treffen könnte Ich
"°chte nur den Herren empfehlen, wenn Sie in die Commissiousberathungeneintreten sich diese
Punkte etwas zn Herzen zu nehmen, und ich bitte, genau in Erwäguug zu ziehen, ob Nicht be: dem
"nen oder anderen derselben eine Ermäßignng der verlangten Mittel eintreten kann. Wn
Wurden mit großer Befriedigung nach etwa 8 oder 14 Tagen diefen Saal verlassen wenn mr
"^ lagen können, daß im Zusammenwirken des Provinziallandtages, des Provinzialausschusses
"n° der Verwaltung eine Erhöhung der Umlage vermieden worden ist. (Bravo!)

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Freiherr von Solemacher hat
das Wort u , «

^ , Abgeordneter Freiherr von Solemacher: Ich ^^hochgeehrte Herren, meiner
^"ude und Befriedigung Ansdruck zu geben, daß die Kenntniß der Verhältnisse welche
Kehrte Herr Vorredner sich in unserer Verwaltung erworben hat, m so kraftiger Weife benutzt

^°M ist. Was sodann die Sache selbst betrifft, so wird sich in der Commission hinreichend
Unheil finden, über die einzelnenPositionen sich auszusprechenund zu ordnen da s ab-

'"" uicht ausgeschlossenist die eine oder andere Ersparniß zu machen. Ich will das von
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vornherein andeuten, nur prinzipiell möchte ich mich gegen den Wunsch aussprcchen. daß Bewil¬
ligungen gemacht weiden aus Mitteln, die nicht vorhanden sind. Das ist eben der Fehler, der
in den ersten Jahren unserer Verwaltung gemacht worden ist. daß man besonders in Wegebau¬
beihülfen Bewilligungen aussprach, und. als es dazu kam. dieselben einzulösen, man die Mittel
dazu nicht hatte.

Meine Herren! Daran laborirt heute Westfalen. Als Westfalen einen Landesdirektor
bekam, fand es sich, daß Millionen bewilligt und die Mittel dazn nicht da waren. Man hatte
nicht einen Groschen dafür in den Kassen zur Verfügung uud das war eine große Enttäuschung
unter den dortigen Bewohnern. Meine Herren! Bei unserem Funds für Unterstützung des
communalen Wegebaues sind ja wirklich 500U0 M. jetzt unbelastet vorhanden. Die Rechnung
ist ganz genau, es ist uicht zu verwundern, daß sie richtig ist. es stand alles Material z>>r
Verfügung, und so wäre es allerdings eine Möglichkeit, daß man fagte, wir wollen diesen Fonds
etwas heruntersetzen. Ich erwähne aber nach diesen Seiten des Hauses gerichtet, daß, wenn
nach den Bemerkungen des Herrn Abgeordneten Fritzen verfahren würde, also eine Herunter¬
setzung der Gelder erfolgte, welche von der ganzen Provinz für die Wege in den einzelnen
Gemeinden auf dem Lande verwendet werden, daß das mir eine finanzielle Erleichterung der
eximirten Städte und eine Benachtheiligung des platten Landes hervorrufen würde. (Bravo.
Sehr richtig!)

Aber, meine Herren, ich komme nuu bei ciuem andern Punkt an. Ich gebe zu, da»
das eine Möglichkeit ist, aber wir haben immer das Prinzip festgehalten. — darin widerspreche
ich dem Herrn Vorredner absolut, weuu er sagt, es sei früher uicht fo gewesen — und unser
ganzes Bestreben ist stets dahin gerichtet gewesen, wirklich auch das zu bewilligen, was wir
baar in der Hand hatten, und so sind mit Ansnahme vorgenannter 50000 M., welche al'
freier Bestand augenblicklichvorhanden sind, alle übrigen vorhandenen Barbestände auch w>
ncquaten Ausgabeverpflichtnngeu belastet. Da man nun uicht vorher wissen kann, ob Vcwi -
ligungeu in diesem oder im nächsten Jahre zur Auszahlung kommen, so sind ein M^
100 N00 M. deponirt, die aber Zins tragen, und ist dieses ein großer Nutzen. Meine Herren,
Ich glaube, einer derartig geordneten Verwaltung sollte man eher Dank wissen, als daß um
sie in einer Weise angreift, als ob wir die Steuerkraft unnöthig angespannt, um ^n^
Gelder aufzufpeichern. Dagegen muffen wir gründlich Verwahrung einlegen. Ueber al
Uebrige zu fprechen,wird sich in der Commission noch Gelegenheit finden.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Fritzen hat das Wort.
Abgeordneter Fritzen: Der geehrte Herr Vorredner muß mich gänzlich mißvcrstan

haben, wenn er glaubt, ich hätte dazu rathen wollen, Bewilligungen zu machen, wo keine Gelder
vorhanden sind. Ich kann mir das nicht anders erklären, als daß er meine Nede absolut m«!
verstanden hat. Ich habe gesagt, es ist vorgekommen,daß ein gewisser Fonds überlastet w"
und ich habe mit Befriedigung darauf hingewiesen, daß dieses Verhältniß nicht mehr Vorhand^
ist. Es hat mir durchaus fern gelegen, irgendwie dem Grundsätze der Sparsamkeit, wie er 1"
ganz gewiß richtig geübt wird, entgegenzutretenund anzurathcn, mehr zu bewilligen, als man 1^

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Freiherr von Sulemach" '
das Wort.

Abgeordneter Freiherr von Solemacher: Der Herr Vorredner hat ausdrücke
gesagt, beim Fonds für den Neubau von Wegen seien 200000 M. vorhanden, und man >"N
ganz bestimmt, daß sie im nächsten Jahre nicht verwendet werden, weil der Zins in O'"'"'
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gestellt wird und cs sei sonach nicht nöthig, diesem Fonds jetzt noch 90000 M. zuzuführen.
Die Jahresberichte beweisen, daß diese 200000 M, bewilligt und mir noch mcht abgehoben
sind und da in den nächstenJahren ebenso wie in den früheren permanent Anfurdcruugen an
diesen Funds herantreten werden, so wird es auch nöthig sein, ihm neue Mittel zuzuführen,
sonst würden wir nicht mehr mit einer geordneten Bilanz arbeiten.

Vorsitzende. Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Fritzen hat das Wort.
Abgeordneter Fritzen: Meine Herren! Ich mnß darauf erwidern, daß sich der Herr

Vorredner ebenfalls in Vezng auf den letzten Theil meiner Ausführungen voWändig geirrt hat
Ich habe ausdrücklichhervorgehoben, daß im Etat die Bemerkung steht, daß w drefem Titel
„Neubauten" Verweudungeu iu erheblicherWeise uicht vorgesehen sind. Das sind die Grunde,
warum ich gesagt habe, daß von diesem Fonds Abstriche gemachtwerden können, denn wenn er
nicht voll znr Verwendung kommt uud wenn Auträge auf Bewillignngen aus diesem Fonds
nicht vorliegen und doch 90000 M. verlangt werden, so kann man fuglicherWelse tueseu

^^ ?oMeuder Fnrst zu Wied: Der Herr Abgeorduete Freiherr vou Solemacher hat

^ ^Abgeordneter Freiherr vvu Solemacher: Es ist mir unbegreifiich.
Vorredner das jetzt gesagt hat. da er früher die Sache selbst bearbeitet ha. ^ W'nu es nn
Etat heißt, das Neubauten iu erheblichem Umfange nicht in Ausficht sel)eu ° werß doch^ d
das, wenn ganze Straßen nengebant werden, das ziemlich viel Geld kostet , ^ r" " d«
Straßen Müsch-Schnld. Eicherscheidt-Schnld, Windbach-Liuz, deren iede ^^^"
kostete uud sür die stets extraordiuüre Mittel bewilligt worden stnd. - Da neue derartige

.wßeAus a u tw Ai.ssicht stehen, so hat man gesag, ^ kmntte ,tzt m. d^eu m
Summe von '»0 000 M auskommen. Wie die 90 000 M lährüch ansgegebcn werden das

st°ht w V^nv2 swicht Geführt, uud jedes ^" thätlich ^
kleinereNeubaute.i erwandt worden uud ist der Fouds thatsächlich"'^ ''^ ''' .,^"'
F°nds in deii letzten Jahren augewachsen, so würde das richtig
hat, aber er ist eben nicht gewachsen, sondern er ist m ^" "" ^
tungen belaste!. Die geforderten 90 000 M. sind das Munm M d^
^ diesem Fonds gefordert wird. Ich möchte da das Urtheil des Herrn Decernenten für da.

Straßmwefen anrufem ^,^„ h«t das Wort.

Vorfttzeuder Fürst zu Wi ^ serr g ^^^^ ^^ hervorgehoben, daßAbgeurducer Fritzen: Äteme Vcrrcn. "" °" . m,^si^^w«se Straricn mit
« A,„° d« „«chsw, Jahr, dichr F«d« „« '«'»st" '»,. , ^,/b ""^ »wl« «

d°«««° «,.,«d«m,»°„ °« d°,, F°»ds

» «? '' "^"''d^r ^ ^/Äch. °°. d»P»>m,ImIW,d,°» <>ch»r> ««d.» mus, S°<l

°"°»°«ch >,,,d dm.n H>«!«^«7',«H7^^,..„., .,,, ,„.,. »»..« D.r H..r«. VorsitzenderFürst zu Wreo.
"bgeurdnete Becker hat das Wort.
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Abgeordneter Becker-. Meine Herren! Wenn ich überhaupt das Wort ergreift, so
geschieht es eigentlich nur. um eine Ausführung, die der Herr Vorsitzendedes Provinzialaus-
schusses eben gemacht hat, in etwas richtig zu stellen.

Der Herr Vorsitzendehat ausgeführt, wenn wir die Ausgaben für Wcgebautcn herab¬
setzten, so wäre das eine Bevorzugung der eximirten Städte. Ich halte diese Ausführung an
sich nicht für richtig, denn sie bringt uns in Klasfcngegenfätze,die wir möglichstvermeiden
muffen, und ich halte sie mich fachlich für unrichtig. Meine Herren! Ich gebe zu. daß bei der
Provinzilllvcrwaltung eine Neihe von Zweigen vorhanden find, die mehr dem Land zugute
kommen als den Städten und dazu gehören auch die Wegebautcu. Ich bin aber der Ansicht,
und ich glanbe, daß ich dabei in Uebereinstimmung mit sämmtlichen Vertretern der Städte
mich befinde, daß wir uns vollbewußt sind. Mitglieder der Provinzialverwaltung zu sein und
als solche die Pflicht haben, zu allen Ausgaben bcizutrageu, welche im Nahmen der Provinz
liegen uud dazu geeignet find, die Leistnngsfähigkeit der Provinz oder einzelner Theile zu
erhöhen und die allgemeine Wohlfahrt zu fördern. (Bravo!)

In dieser Begrenzung, meine Herren, halte ich eine Frage darüber, ob das dem einen
ober andern Theile mehr zugute kommt, für uuzuläffig uud ausgeschlossen. (Bravo!)

Jede Ausgabe, welche über dicfen Nahmen hinansgeht, uud als eine solche würde ich
eine Mehrausgabe für deu Wegebau ansehen, wenn das Bedürfniß dazu nicht begründet wäre, ^
jede Ausgabe, die darüber hinausgeht uud die doch gemacht wird, würde zu eiuer unbe¬
rechtigten Benllchtheiligung der Theile führeu, die an einem bestimmtenZweige nicht das gleiche
Interesse haben. Mann kann alfo nun umgekehrt sagen: wenn ohne Noth Ausgaben gemacht
werden, können sie zur Vcnachtheiligung einzelner Zweige führen, man kann abor nicht sagen,
daß berechtigteErsparnisse in einem Verwaltungszweige zu einer Bevorzugung eines bestimmten
Standes, also hier zu einer Bevorzugung der eximirten Städte führen könnten. Das konnte
ich mir nicht versagen, hier auszuführen.

Was die Sache felbst aulaugt, meine Herren, fo muß ich Ihnen offen gestehen, lch
perfönlich bin auch im Ausschüsse kein Freund der Steuercrhöhung gewesen, und ich habe un
Ausschuß den allerdings erfolglosenVersuch gemacht, die Stcucrcrhöhnng möglichstzn vermeiden.
Wir find hier in einer eigenthümlichenVerschiebung, meine Herren. Die Städte, welche M
sonst vielfach für leistungsfähiger gehalten haben, haben eine größere Neigung, Mehrausgaben
in der Provinz zu vermeide,,, wie scheinbar das Land, die Landkreise. Woher kommt das.
Meine Herren! Ich glanbe. es liegt mit darin, daß die Landkreise augenblicklichdie Mehrsteuern
in der Provinz thatsächlichnicht direkt zu bezahle,, brauche,,. Soviel ich weiß, werden die
Einnahmen, die wir aus den Gctreidezöllen erhalten und die den einzelnen Kreisen zufließe«,
„icht direkt an die Kreise abgeführt, suudern ein großer Theil der Landkreise ist damit einver¬
standen, daß die Provinz dieselben für sie anffpeichert, daraus iu erster Liuie die ProviuM'
steuern bezahlt und nur den Rest au die Kreise abführt. Uud da die Kreife im Nheinlanoe
erheblichere Aufwendungenfür Krciszwecke vielfach nicht zu machen haben, denn der ganze OeM
z. B. ist im Gegensatz zn den andern Provinzen bei uns keine Kreissache, sondern eine PrMw" .
fache, so sind die Kreise dnrch die lox llucne vielfach in einer finanziell günstigen Lage- 2"!
kommt noch, daß die Einnahmen aus den Gctreidczüllen in den letzten Jahren ständig gcM°
sind, sodaß die Landkreisezum Theil mehr Mittel haben, als sie für ihre Zwecke bra"«," -
(Widerspruch)— meine Herren, ich lasse mich sehr gern belehren.— und deshalb eine Erhöhuug
Provinzialsteucrn weniger empfinden wie die Städte, die mit vielen, fortwährend steig""
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Mehrbedürfnisfcn zu rechnen haben, nnd deshalb die Einnahmen aus der 1«x Ünsne trotz ihrer
steigendenTendenz nur schwer entbehren können. Ich sollte aber meinen, selbst wenn aus
diesem Grunde das Land znr Zeit keinen Grnnd hätte, finanziell peinlich in der Bewilligung
von Mehrsteuern zu sein. so. meine Herren, kann sich doch diese Lage jeden Tag ändern. Wie
lange die Einnahmen aus der lex Hu°n<z überhaupt und in dieser Höhe fließen, wissen wir
"cht; jedenfalls ist im Landtage der Monarchie schon ein direkter Schritt gethan, sie wesentlich
zu verkümmern, sie waren auch immer nur als Uebergaug gedacht, schon bei Erlaß des Gesetzes;
und. meine Herren, wenn diese Einnahmen wegfallen oder wesentlichherabgesetzt sind, und nur
haben nns inzwischenan ein etwas breiteres Kleid der Provinzialausgaben gewöhnt. — dann
kommen Sie vom Lande doch in dieselbe Lage, daß Sie die bewilligtenAusgaben direkt nntbezahlen
müssen,uud ob das ihnen dann weniger schmerzlich sein wird, wie uus iu den Städten, ist mir
u°ch eine sehr zweifelhafte Sache. Item, ich wollte mit dieser ganzen Ausführung nur nachzu¬
weisen snchen. daß trotz der scheinbar jetzt günstigerenLage auf dem Laude Sie dasselbe Interesse
l'"ben, Ausgaben zn sparen, wo sie nicht nothwendig sind, wie die Vertreter der Städte.

Von diesem Standpunkte aus halte ich die Aufforderung, die an uus ergangen ist. m
°en Fachcommissionennochmals reiflich zn prüfen: sind denn alle die Ausgaben, tue hier vor¬
gehen sind, unbedingt nothwendig, können wir uns nicht noch mit den bisherigen Provmzml-
stencrn begnügenund trotzdem alle wirklichen Bedürfnisseauf die nächsten zwei Jahre befriedigen?—
W durchaus berechtigt und da möchte ich mir nur noch zwei Bemerkungen erlauben. -
^umal. meine Herren, ist ja in dankenswerther Weise nns mitgetheilt eine Uebersicht des
Standes des Vermögens der Provinz. Ich erkenne den Standpunkt, den der Herr Landesdirektor
ausgeführt hat, für durchans zutreffendan. daß wir nicht befugt siud. dieses Provinzialvermogen
«gendwie zu schmälern, nnd wenn wir nur ans solche Weife die Steuererhöhung vermeidenkonnten,
würde ich dies für falfch halten. Aber, meine Herren, umgekehrt liegt doch die Frage naye.
^e ist denn dieses Vermögen entstanden? Wie viel Vermögen war denn vorhanden, als d«
Provinzialverwaltnng in der jetzigen Form die Verwaltung übernahm Steckt nicht vielleicht
« großen Vermehrnug des Vermögens - darüber giebt mir uämlich die Uebersicht nu

kl«en Anffchluß, es liegt aber vielleichtmich an meiner geringen Kenntniß der p« zi ll
Entwickelung ^ stockt nicht vielleicht in diefem großen Anwachst,: des Vermögens ga
Üblicher Theil, der nur aus Mehrsteueru entstanden ist? Denn an SckMn sind nur
' Millionen vorhanden, gegenüber einem Vermögen von praotor proptor ^ M llion n Ja
7"e Herren, wenn mau z V. die großem Baute», die wir überall ausgeführt hab u uud
b"ch welche wir die Provi nzialaustalten in einen mnsterhaften Zustand gesetzt haben tat zum
^"l im Wege der Anleihe uud Amortisation aus deu Steuermitteln gemacht hatte, so würde

man in der Vergangenheit wenigstens zu hohe

^uern erhoben hat u,^ ei ge wgerer Betrag derselben uuter Zuhülfenahme von Massigen
Leihen genügt hä«7 um dieselbenZwecke ohne eine so hohe Belastung der Stenerzahler
««ich,,, .,„ ,.^

Ich Im, »i,°l n»i! c„!w,,i dich «üihiMmIst «!,,«,! dmch,ch»«n z>.««, mch d°n,m

f'"° «> «' «°^ w ^«««,,»» w°"h hi^ "« d»««l °» d°. B.m.ss»n« d.. S.m«h°h°

' " "«'2 f"» w Mchwß »» '» «»s!°««„«» d°« H«.,,»«.».«.« Frih«, m,r
7^ "«,> P I ,^d Ich WH.'«,' !»' Er«»«»« »«,««,«. m°ch,°. d» '«.d '
''°°».«<°I« «st ,, V, d.. Pro°i,.zi»!°I.«»»sta»on ist 'in .r,M°. Z»,ch»i »°'°
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gesehen; mir scheint aber, als wenn man duch an der Summe nicht unerheblich sparen könnte,
ohne die Ziele und Zwecke der Anstalten irgendwie zu gefährde«. Es sind nämlich im Etat
1889/91 vorgesehengewesen 260 000 M. an Zuschuß sür die Provinzial-Irrenanstaltcn und
für die Irren, die in Privat-Irrenanstalten untergebracht sind, also für das ganze Irrcnwescn-
Im Etat 1891/93 sind an Zuschüssen sür beide Zwecke vorgesehen290 000 M., also 30 000 M
mehr. Es haben aber die Ansgaben in dem Rechnungsjahre 1889/90 nach der Zusammen¬
stellung, die dem Spczial-Etat vorgedrucktist. nur 242 804 M, betragen; sie siud also noch
wesentlichzurückgebliebenhinter dem ctatsmäßigcn Soll der beiden letzten Jahre, nnd darum
scheint mir in der That eine Prüfnng der Frage in der Fachcommissiongeboten: ist denn
trotzdem eine erheblicheErhühuug des Zuschusses zur Zeit nothwendig?

Sonst will ich mich aller weiteren Einzelheiten enthalten und beschränke mich auf diese
paar allgemeiuen Gesichtspunktennd die Klarstellung des Grundsatzes, das; wir hier ohne Aus¬
nahme alle Veranlassung haben, zwar für die Pruvinzialbedürfnisse auskömmlich zu sorge",
aber nicht mehr Steuern zu bewilligen, als dazu nothwendig ist. (Bravo!)

Vorsitzender Fürst zn Wied: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Freiherr von
Solemacher. ^

Abgeordneter Freiherr von Sole m acher: Meine Herren! Voll und ganz M
ich mit dem geehrten Herrn Vorredner aus dem Boden, daß. wo Ersparnisse möglich sind, st
eintreten müssen, nnd ich frene mich, aus deu übrigeu Ausführungen des verehrten H^"
entnommen zu haben, daß er mit den Gesichtspunkten, die im Pruvinzialausschusse maßgeben
sind, nach wie vor in Uebereinstimmungsich befindet. ^,

Was seine ersten Worte betrifft, mit denen er seinen Vortrag einleitete,,so ist da woy
ein kleiner Irrthum entweder in meiner Ausdrucksweiseoder in seiner Auffassung untergelaust!,
er verwechselt Ursachemit Wirkung. Ich habe nie gesagt, daß die großen Städte sich von oe
Steuern drücken wollen, um das Land zu belasten, sundern ich habe nur die logische Conseil«"z
hervorgehoben: daß, wenn an den Wcgebauten abgesetzt wird, dann die Städte so viel wewg
zahlen und das Land so viel weniger bekommt. Das ist das Einzige, was ich gesagt ha ^.
aber ich ergreife diefe Gelegenheit, um von ganzem Herzen zu erklären, daß ich in mehrjährig
Zufammenwirken gerade mit dem Herrn Abgeordneten Becker bei ihm volles Verständniß 1
die Vcdürfniffe der gcsammten Provinz gefunden habe, nnd daß die Opferwilligkcit der Sta
niemals von mir verkannt worden ist.

VorsitzenderFürst zu Wied: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Freiherr von ^
Abgeordneter Freiherr Felix von Lotz: Nur ein paar Worte! Wir befinden n>

alle in glücklichem Einverständnis; darüber, daß nach Möglichkeit gespart werde, und
womöglichauch vermieden werde, daß die Pruvinzialumlage eine Steigerung erfährt, und
bin dem Herrn AbgeordnetenFritzen befondcrs dankbar dafür, daß er diese Frage angeregt )
und daß das auch zu sachgemäßenweiteren Ausführungen der anderen Herren geführt hat-
stimme darin mit dem Herrn Abgeordneten Becker namentlich überein; nur möchte ich "
Irrthum befeitigen, der aus seinen Worten gefolgert werden könnte. Er hat einen ^pp^ ,
nns vom Lande namentlich gerichtet und uns gewarnt, wir möchten nicht in den gM ^
Zeiten, in denen wir jetzt lebten, neue Steuern bewilligen, die uns fpäter unbequem »e
könnten. Ja. meine Herren, wir leben gar nicht in glücklichen Zeiten; wir haben ^" .^
die Huene'schenGelder bekommen,das ist wahr, uud leider wissen wir ja, daß manche
sich dadurch haben zu Ausgaben verleite,: lassen, die vielfach ganz gewiß nicht nothw
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waren, und daß es viel besser gewesenwäre, wenn diese Kreise dazu übergegangen waren, die e
Gelder direkt den Gemeinden zu überweisen, damit sie namentlich

heute kann: im Stande sind, ihre Steueru zu bezah m. ^ M e omm n m^em ^n d m

Kreise, in welchem ich wohne, h^n wir es so gemacht ^gcme ndcn bin- es bat bei nns der Kreistag und oer «rel5uuv,u)n^ ^>.

^berwi^'nmd U der Ueberweistn. ^HnenelchmG^ ^^ d^meru
noch so hoch, mit Hinzurechnung der Zuschlage er kommunalst m^dß ,h „,ch immer die
gleich kommen, in manchen Landgemeindendieselben vielleicht Staats- nnd
große Schwierigkeit besteht, namentlich für die kleinen Leute «"f dem La^
C°mmnnalste»ern m.sznbringe'i. Ich sage das nur, damit mch ns
Abge°rdnete,i Becker, menn man dazii schweigen würde, der ^rthmn Hergele et werden tonnte.
wir lebten in glücklichen Zeiten und in äuloi >dil°. Das ist '"^' /" """' , «g ^^ ^^

Dan/noch eine Bemerkung. Wir
Wndig bei, daß wir gar nicht genan abwägen N„. " n aeneiat
"Mste,i z.i Gute kommt; wir gehören einem Ganzen,
Werall da zn helfen, ans der einen oder andern Seite, se: es auf dem ^ ' ° /« ^
Städten, wo das Bedürfniß dazu vorliegt. Nun hat "ber dr H ^
wieder gefagt: ja. auch beim Wegebau seien die Städte nicht «""l«'« g ' e"> d" 'M ^ude
z" Gut ommt Ja. meine Herren, er kommt ganz gewiß auch dem Lande zu Gu e aber ich

'rage mich ' wohin führt diefe^ ansgebaute Comm>iuieati°usuetz?Menie Herreu' Das fuhrt m
die Städte hinein nnd bringt das Geld vom Lande in die Städte hmem. B^ehuna

Ich wollte dies unr erwähnen, damit "l«t °m Irr um anch n d ese^ B^uug
aufkommenkönne. Im Uebrigen stimmen wir ja vollständig "^ ". ^
die Commission richten, recht genan zn prüfen, welche Ersparnisse gemacht werden

^""Vorsitzender Fürst zu Wied: Es hat sich Nmnand mehr zum Worte gemeldet, dann

°°be ich das Wort dem Herrn ^erstat^ ^^ ^ H^n
Berichterstatter Landeswektor Kwn- Mm ^ ' ^ ^ ^ ^^

^geordneten Fritzen nnd Becker treffen in dem Satze zusammen 0W ' ^

"s erster Schrit/auf eiuer bedeuten Bahu m^r allen Un^
Ich erkenne diesen Satz, meine Herren. lmAllgemmm Erhöhung der

ausschnß hat sich unr 'mit schwerem Herzen d^ mMrew — ^ Erhol^g ^^
Umlage Ihnen Voranschlägen, Er ging h:erw ^ ^0" e^ ^ g ^. . ^
Wnzip,elleu Satz: „wir wolleu uun einmal die Umlage uult eryoy , i

^ als den Anspruch auf Befriedigung ^^
^"° beiden Herren Borredner gew^ „^.liger uud für
^ lft doch auch zu erwägeu. ob es l" o« "l, «'"..)

^'«,°hl« „.^„mchcr ist Wh «.' "'^. 7, °^^I,sswl «»«'lch mch.
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hat in dieser Beziehung keine Anträge gestellt, sondern nur die Möglichkeit angeführt, daß
man den Dispositionsfonds des Provinziallandtages nicht um die vorgeschlageneSnmme von
40 00N M. erhöhen soll. Der Provinzialausschuh hat diese Erhöhung für nothwendig gehalten,
weil über 60 000 M. aus dem Verfügungsfunds über eine Reihe von Jahren verfügt worden
ist und die alsdann noch bleibenden 20 000 M. nicht ausreichen, nm die zahlreichen
Anträge, welche an den Landtag herantreten werden, auch nur zum geringen Theile berück¬
sichtigenzu können. Es liegt Ihnen, meine Herren, eine Liste vor, welche Anträge anf mehrere
100 000 M enthält. Wenn Sie nun auch gewiß nicht alle Anträge berücksichtigenkönnen und wollen,
so werden Sie aber doch finden, daß Sie mit einer Summe von 20 000 M. pro Jahr, also
mit 40 000 M. für zwei Jahre, unbedingt nicht ausreichen können, wenn Sie nur die Wünsche,
welche aus dem Schooße des Landtags laut geworden, auch nur zum Theil berücksichtigen
wollen. Woher sollen Sie aber die Möglichkeitgewinnen mehr zu leisten, wenn der Dispositions¬
fonds des Landtags nicht erhöht wird? Ob Sie aber dem Vorschlag des Provinzialausschussts
auf Erhöhung des Vcrfügungsfonds zustimmen wollen oder nicht, das unterliegt Ihrem freien
Ermessen. Die 40 000 M, können abgefetzt werden, ohne daß darunter die Verwaltung an
sich leidet. Die Möglichkeit zur Herabsetzung der Umlage nm diesen Betrag ist gegeben, es
fragt sich nur, ob der Landtag sich fo beschränken will.

Ferner hat Herr Fritzen auf den Etat für Kunst und Wifsenfchaft verwiesen, dessen
vorgefchlageneErhöhung ebenfalls unterbleiben könnte. Ich habe, meine Herreu, bereits erwähnt,
daß aus der Dotationsrente für Kunst uud Wissenschaft nichts geleistet wird, sondern v«
betreffendenZuschüsseerfolgen aus deni Zinsgewinne der Landesbank. Der kleine Betrag, um
welchen dieser Etatskredit erhöht werden soll, würde genügen, den Anträgen, welche fortwährend
an die Provinz aus den verschiedensten Theilen derselben gestellt werden, in dem bescheidensten
Maße zu entsprechen. Sind Sie anderer Ansichtund wollen Sie diese kleine Position streichen,
fo würden einschließlichder eben berührten 40 000 M. im Ganzen etwa 50 000 M, von der
vorgeschlagenenErhöhung fortfallen und es blieben alsdann nur noch 130000 M. zu beschaffen-
Zur Deckung dieses Betrages verweist Herr Fritzen darauf, daß es möglich wäre, den Communa^
wegebaufondsum 50 000 M. herabzufetzen.Auch diese Möglichkeitwerden Sie, meine Herren, nach
den Gründen für und wider in der Fachcommissionprüfen, ich möchte hier nur thatsiichnH
bemerken, wie es sich mit den 50 000 M. verhält, die wir nach der allerdings zutreffendenAn¬
gabe des Herrn Fritzen am 1. April d. I. übrig hatten. Wir haben in den letzten Jahren den
Weg eingefchlagen, daß wir den Communalwegebaufonds, der möglichst früh ausgeschüttet n»r,
— schon im Januar, damit die Gemeinden möglichst zeitig in die Lage kommen, die Arlmte
vorzunehmen — nicht ganz ausschütteten, sondern eine Summe von etwa 50000 M> zur""'
behielten, welche dazu dient, bei besonderenUnglücksfällen,welche im Laufe des Jahres über die
Gemeinden hereinbrechen, wie Wolkenbrücheu. s. w., Beihülfen zu bewilligen. Wir sind in diese'
Jahre von solchen elementaren Ereignissenwährend des Sommers verschont geblieben und habe»
bis heute diese 50000 M. nicht angegriffen; aber in den letzten Tagen sind in Folge der gM^
Ueberfluthungcn Unterstützungsanträge aus ^verschiedenen Theilen der Provinz eingegangen! ^
sind Brücken der Gemeinden weggerissenworden und dadurch Ausgaben entstanden, welche
Gemeinden allein nicht bestreuen können und für welche der außerordentlicheFonds Veisteu«
leisten muh. Diesen Anträgen gegenüber erscheint zweifelhaft, ob der Betrag von 5«"^ '
aus dem vorigen Jahre ausreichen wird, das alles zu decken, und ob ein UeberfchuhbleU^
wird. Ich möchte hier nur nochmals betonen, daß wir die 50000 M. nicht deshalb unvertye



375

gelassen haben, weil hierzu kein Bedürfniß vorlag-es waren vielmehrAnträge über 800000 M.
gegen den Fonds gestellt - sondern wir haben diese Summe zurückgestellt, um einen Spar.
Pfennig in Händen zu haben, wenn im Laufe des Sommers derartige elementare Ergüsse wie
ich erwähnt habe, über uns hereinbrechen würden. Die Möglichkeit, den Fonds herabzusetzen,
kann ich zwar nicht bestreuen, wir werden alsdann um so viel weniger vertheilen Es liegt hier
keine rechtlicheVerpflichtung vor, welche die Provinz zu erfüllen hat. Endlich soll noch em
Betrag aus dem Neubaufonds entnommen werden, um der Erhöhung der Umlage zu entgehen.
Der Neubaufonds, welcher mit 90 000 M. jährlich dotirt wird und außerdem 5000 M Zmsen
erhält, reicht natürlich nicht hin, um größere Strahenbauten zu unternehmen denn diese beziffern
^ in der Regel auf mehrer 100000 M. Diese 90000 M. sind bis Mt verwendet worden,
"m in den Gemeinden di! Ausführung einzelner größerer Projekte, welche "w den g^ ichm
Kreis der alljährlichen Bewilligungen hinausgehen, zu ermöglichen,um dannt °e> '^
Uebernahme von Provinzialstraßen zu begegnen. Solche Anträge tret«
immer an uns heran und liegen auch jetzt folche Anträge vor. D« Ver.nm^
Hebung dieses Fonds würde von vielen Gemeinden in der Provinz hart °"lpWdeu Herr Fntze
h" anch nur beabsichtigt,die Frage der Zweckmäßigkeit der HerabsetzungWfts 3mds nochm s
in der Commissionzur Erwägung zu stellen nnd dieses, d. h. die eingehene Prusun r N G
wendigkeit, kann ich nur wünschen. Wenn Sie, meine Herren, auf der anderen Seit di evitalm
Interessen erwägen welche mit diesem kleinen Fonds gefördert werden, so glaube ich daß me.

Wen sehr sch7e7egmeine Streichung dieses Fonds in die Wagschale fallen. H"r^
^cker hat sodann noch die Frage angeregt, ob nicht eine zu weitgehende
stattgefunden habe und ob nicht in dieser Hinsicht auch ^ute noch - er M^
absolut nicht angreifen - su cessive unter der Hand dem Kapital noch stets Betrag aus den

laufenden Herr OberbürgermeisterBecker ^gt ^
w°her ist denn das Kapitalvermögen, was die Provinz beW,>^
"h°benen Umlagen? Diese Argumentation ist richtig, allem ste paßt
Verhältnisse. Die Ansammlung ans der Umlage hat nur in den ersten
Ws die Provinz mit Verwaltung eingerichtetwurde, hat
«"als gemachtworden sind, die Umlage ausgeschriebeu,und es " ^
?26000 M., ebenso in den Jahren 1878 und 1879 wieder ,e

°"' die Verwaltung einige Jahre gewirthschastethatte, ergaben ^ " b«
Entlastung der Umlagen als zulässig erscheinen lassen und s" ^
teUg heruntergesetztworden, bis sie schließlich den Betrag
^.nothwendigen Ausgaben für das Landarmenwesen zwischenzeitlich um 4 bis o00000 M.

'^^D^Ansammlnngen der Kapitalien haben demnach
tattgefunde,. Außerdem haben wir vom Staate

^die Kroisre2"^tra e von 333000 M. ^rend des Z—
^während eines fünfzehiijührigen Zeitraumes aufgespeichert worden und der Provinz

"Mal verblieben. . ^. ^wgm Quellen sind versiegt.
Die Kreisrente fließt jetzt den K s 5« ^ auch ^ ^, Becker hat

«ß gegenwärtig den Kapitalbestande^ g^ ^^^ ^^^
«er angeregt - es ist die es auch un Ausschüsse gescyeym i^ .^^

"Absetzung der Normalsätze eine ErsP°nnß von etwa 20- bis 30 000 M. erzmr

weite
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könne, indem er geltend macht, daß der Dnrchschnittsverpsteaungsfatzder abgelaufenen Etats-
Periode ein geringerer sei, wie diejenige Summe, welche wir in den neuen Etat Pro Kopf
gerechnet, eingestellt haben. Auch dieses ist thatfüchlich richtig, aber dcmungeachtet wurde ich
es als nicht vorsichtig bezeichnen, wenn wir die Nurmalsätze, worauf die Etats beruhen, deshalb
heruntersetzenwollten, weil die abgelaufene Periode eiucn etwas geringeren Verbrauch von etwa
10 M. pro Kopf ergeben hat. Die abgelaufeneEtatspcriodc war günstig, wir hatten namentlich
fehr niedrige Preise für die Fabrikate, wovon wir Vieles aus Vrauweiler beschaffen konnten,
weil dort eine ensprcchende Anzahl von Corrigenden aus dem Handwerkcrstaudewar, so haben
wir die Kleider. Wäsche, Bettzeug für die geringen Sätze der Strafanstalten ans Vrauweiler
geliefert erhalten, allein das Letztere hat sich zwischenzeitlich insofern schon geändert, als tue
Vcvülkerungsziffervon Vrauweiler sich erheblich verringert hat. Dann ist auch zu bedeuten, daß
wir die Etats für eine Periode aufstellen, welche vom 1. April nächsten Jahres ab auf 2 Jahre
läuft. Auf eiue fo lauge Zeit hin läßt sich wohl schwerlich im Voraus sagen, ob wir dieselben
güustigen Verhältnisse, welche wir in der abgelaufenen Periode hatten, anch noch weiter haben
werden. Wenn Sie ferner einzelne Ausgabcpuste», z. V. denjenigen der Beköstigung nachsehen
wollen, so werden Sie finden, was für eine kolossale Verschiebung mir eine ganz geringe
Erhöhung des Vrodpreises etwa um 2 bis 3°/u allem hervorbringen kann. Diesen Verhältnissen
gegenüber erscheintein kleiner Reservefonds, welchergegen die Schwankungen der Preise schützen
kann, gewiß am Platze und jeder umsichtige Hausvater wird zur Grlauguug einer solchen Reserve
seinen Etat gewiß so aufstellcu, daß er deu Durchschnitt und nicht das günstige Ergebniß eines
Jahres nimmt. Wenn der Durchschnitt, wie dieses hier der Fall ist, mir minimal abweicht
von dem wirklichenVerbrauche, so wird man es bei Erstere»! belassen müssen. Die Gcsammt-
ausgabe für die Verpflegung der Irren in den Proviuzialanstalten beziffert sich auf annähernd
1 '/2 Millionen Mark, wenn Sie davon 30 000 M. abfetzenwollen, fo wird dies einer fo großen
Summe gegenüber ja möglich fein, allein es fragt sich nur, ob diese Summe uicht später wieder
als Deficit gedeckt werden muß. Zudem ist das Geld durch die Vewilliguug uicht verloren-
Erheischt das Bedürfniß die bewilligteSumme uicht, fo wird dieselbe so weit als möglich erspart,
wie dieses im Vorjahre thatsächlich geschehen ist. Die Ueberschüsse,welche sich ergcbeu, werden
zur Deckuug der Mchrausfälle bei cmderen Zweigen der Verwaltung verwendet oder dem
Landtage znr Vcrfüanng gestellt. Ich glaube, meine Herren, wcuu Sie den streng
formalistischenSatz, welchen ich an uud für sich ja hochstelle,daß wir deu ersten Schritt z»r
Vermehrung der Umlage,: unterlassen sollen, fallen lassen und wenu Sie statt dessen sagen-
wir wollen prüfen, ob die vorgefchlcigene Erhöhuug sich nicht ohne Schädigung berechtigter
Ansprüchevermeiden läßt, so werden Sie, so dankcnswcrth auch die in dieser Hinsicht gegebenen
Anregungen des Herrn Vorredners sind und so sehr dieselben auch der Commission zn weiteren
Erörterungen und Untersuchungeneiucn willkommenen Anlaß bieten werden, doch schließlich nur
zu dem Ergebniß kommen, daß sich von der vorgeschlagenenUmlage nicht viel wird'streich"
lassen, denn Sie, meine Herren, werden Ihr Interesse ausschließlichder Forderung unserer Auf¬
gaben zuwenden und hierbei nicht als ausschlaggebenderachten, ob die Umlage nm 1°/° "^"'
2°/n erhöht werden muß. Letzteres kann die Provinz leichter ertragen, als einen Stillstand >»
den uns anvertrauten Aufgaben. (Lebhaftes Bravo!)

VorsitzenderFürst zu Wied: Meine Herren! Ich denke, auf deu Haupt-Nat werde»
wir erst zurückkommen, wenn in den Fachcommissioneu und im Plennm die sämmtliche"
Ausgabe-Etats der einzelnen Verwaltungen durchberathen und festgestellt worden sind. Sind
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die Herren damit einverstanden, denn der Haupt-Etat muß ziffermäßig festgesell fem und
danach die Umlage von Ihnen festgestelltwerden. Meine Herren! Zn dem Haupt-Etat gehören
nun alle die Spezial-Etats und Ausgabe-Etats als Unterlage. Ich möchte Sre fragen °b es
nicht vielleicht praktischer märe, daß Sie heute schon über die Behandlung drefer Spezial-Etats.
diefer Unterlage des Haupt-Etats sich schlüssig machen. Ich meiuestheils frage S« alfo ob S.e
über jeden Spezial-Etat hier im Plenum erst die Berichterstattung es bewffeu en Mitglieds
des Provinzialansfchnffes anhören wollen, oder ob Sie die fmnmtlichenSpezial-Etats in die
Fnchcummifsiunenverweisen wollen. .

Abgeordneter Fritzen: Meine Herren! Ich glanbe. daß wir d,e
Ganzen jetzt au die Facheommiffioueuverweifeuküuneu. ^ glaube nicht, daß es thunlich fmi wird
über die einzelnen Spezial-Etats noch sehr große Geueral-Debatten zu führen. Im Großen nnd
Ganzen ist das Bild vorlänfig beleuchtet. Ich möchte mir zur Geschästsordnung den Antrag
erlauben, daß mir sämmtlicheFinanz-Etats an die Facheommissionenverweisen, ohne sie noch
3«n«ra1itor M diskutiren. ^ .< «s„.

Vorsitzender Fürst zn Wied: Es scheint Uebereinstimmnng 3" lM'Mu. Au
einstimmigeu Vefchl.iß des Landtages verweise ich die sämmtlichen Spezml - Etats cm Me
einzelnen Facheoinmissioneu. Ebenfo möchte ich die Frage an Sle stellen, ob ich 1« me
Verweisung der Geld- nnd Naturalrechnnngen nnd der übrigen Rechnungen "' den eu.zelnen
Abtheilnngeu uuserer Verwaltuug auch au die betreffenden Fachcommiffionen hiern.it thatigen
kann. Hiergegen erfolgt kein Widerfpruch. Ich überweife sie alfo hiermit an die Fach¬
eommissionen. Meine Herren! Im Anschluß hierau möchte ich mir erlanben, ^hnen zn fageu,
daß die Fachcommisffoueusich wohl uoch coustituireu nmsfen. Ich würde Ihnen den Borfch ag
Machen, daß das vielleicht jetzt gleich nach der Sitzung in denselben Znnmern. der Nmmmr
"ach. wie die Abtheilungen gesessen haben, vorgenommen werden konnte.

Meine Herreil! Wir würden mm z» Pnnkt 7 uuferer Tagesorduu,^ ommeu:
„Ersatzwahl eines Mitgliedes nnd eines stellvertretenden Mitgliedes für den

Provinzialansschnß."
Das Wort hat der Abgeordnete Herr Freiherr von Solemachcr. ^ . . .

Awo7dneter Freiherr Von Solemacher: Meine Herren! ^^Wah en .ii^r^mz^-
"Muß sind zweierlei Art. Der Provinzialansschnß ist

«wählt worden mit der Maßgabe, daß nach 3 Jahre» die Hälfte ^f^det; er bestM ch

i" feiner jelugen Znsammenfetznngbis znm 22. Juni des nächsten Jahres Cs "lso m.
nächste An gab, den Provin ialansschuß auf feiue volle Zahl v°n 13 M. g .edern und 1 S l -

Vertretern n e ganzen. Wir haben leider den Verlnst eines Mitgliedes, df Frech rrn ^Eeri
und eines Stelluertreters. des Herrn Landrath vou Saudt. zu beN^n. Es wird f^ n ftM,
iele Wahleu uiöglichstbald vorzuiiehmen. Der Provinzialansschnß hatte eigentlichde A sicht
ch°n houte eine Sitz.mg z>i halte», er wünscht aber znnächst m semeui Best ,i a> zt z

W. damit n,a„ nicht sagen kann, der Landtag sei versammelt »"vesm i.i'd v ft d noch

^vi»ziala.isfchnß eine Sache berathen worden, ohne daß er ""«stan:g g n w b

andererseits ist mir mitgetheilt worden, daß in der Vornahme der Wa h^ 'UigwA
bedeute» gef.lnde.i würd indem die Sache den Anschein gewänne, als wenn gew ffermaßen mre
^Neber^g^ sollte, dnrch die Wahl gleich «m ersten Tag. .ch
'"«chte mir deshalb erlanben hiermit den Antrag zu stelle», d.ese Ergauzungs- nnd Ersatzwahl



378

erst morgen vorzunehmen,bannt auch das leiseste Mißtrauen einer Uebcrstürzunghinwcggenommen
werde; dann würde auch die Auslosung der ausscheidenden Mitglieder erst morgen vorgenommen
weiden können.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! Es ist der Antrag gestellt worden,
Nr. ? von der heutigen Tagesordnung abzusetzen und auf morgen zu vertagen. Dementsprechend
müssen wir auch Nr. 8 von der Tagesordnung absetzen, denn es ist ganz unmöglich, daß wir
erst cmsloosenund daun ergänzen; es muß umgekehrt geschehen. Es muß zuerst ergänzt und
dann ausgcloost werden. Sind Sie einverstanden, daß diese beiden Pnnkte von der Tages¬
ordnung abgesetzt werden? Ich ertheile das Wort dem Herrn Abgeordneten Conze.

Abgeordneter Conze: Ich möchte nur constatiren, daß ich au meinemTheile durchaus
kein Bedenken habe, jetzt die Wahl vorzunehmen, und wenn die Mehrheit der Ansicht ist, so
wird das auch geschehen; aber ich wollte das doch constatiren, da manche dasitzen,die bereit sind
heute zu wählen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete von Hagen hat das Wort.
Abgeordneter von Hagen: Ich verzichteauf das Wort.
VorsitzenderFürst zu Wied: Es ist der Gegenantrag gestellt worden, heute zu wählen-

Der Herr Abgeordnete Vroich hat das Wort.
Abgeordneter Broich: Meine Herren! Ich möchte mir erlauben zu bemerken, daß ich

durch Privatunterhaltung gehört habe, es sei eine große Uneinigkeit vorhanden über die Personen,
die dabei in Frage kommen, unter Anderin will ich daran erinnern, daß die Absicht besteht, die
Gelegenheit zu benutzen, dem Regierungsbezirk Aachen event, einen weiteren Vertreter in den
Pruvinzialausschuß zu geben, weil Graf Vcissel von Gymnich nicht im AachenerBezirk ansässig
ist, wie anfangs angenommen worden war. Unter dicfen Umständen würde die Wahl noth¬
wendig eine Zcttclwllhl werden, während, wenn den Mitgliedern Zeit gegeben ist, sich Z"
verständigen, durch Acclamation die Wahl zu Stande kommen könnte. Ich bitte deshalb den
Antrag Solcmachcr anznnehmen und die Wahl auf morgen zu vertagen, (Widerspruch.)

Vorsitzender Fürst zn Wied: Zur Geschäftsordnung hat der Herr Abgeordnete
Courth das Wort.

Abgeordneter Courth: Meine Herren! Von vielen Seiteil ist der Wunsch geäußert
worden, die Wahl zu vertagen, der Gegenstand ist so wichtig, daß dem Folge zn geben ist.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Freiherr von Solemacher M
das Wort.

Abgeordneter Freiherr von Solemachcr: Ich selbst habe nicht den Vertagungs-
wuusch gehabt, sondern ich habe den Antrag nur zur Erwägung gestellt, nachdem mir von
anderer Seite Wünschemitgetheilt worden sind. Wenn mein Autrag keinen Anklang findet, so
werde ich denselben gern zurückziehen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Conze hat das Wort.
Abgeordneter Conze: Ich habe dasselbe sagen wollen.
VorsitzenderFürst zu Wied: Herr Abgeordneter Graf von Ncsfelrode hat das Wort-
Abgeordneter Graf von Nefselrudc: Ich hatte die Absicht den Antrag einzureichen-

Er ist von einer Anzahl Herren eingebracht worden, es sind etwa 30 Herren unterschrieben-
Ich möchte gleich hier bemerken, daß der Antrag Seiner Excellenz des Herrn Vorsitzendendes
Pruvinzialllusschusscs meinen Ideen vollständig entspricht. Ich wäre dafür, daß morgen W
Wahl stattfindet, aber da dieser Antrag von den Herren unterstützt worden ist, so möchte "1
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bitten, mir Gehör zu schenken,daß ich den generellen Antrag auf Vertagung zur Verlesung
bringe und denselbenbegründe:

„Hoher Provinziallandtag wolle beschließen, in Erwägung, daß die Eröffnung des
Laudtcigcs erst gestern stattgefunden, daß es sehr wünschcnswertherscheinendürfte,
daß wichtige Wahlen, wie die der Mitglieder des Provinzialausschusses, möglichst
einstimmig erfolgen;

daß aber die Zeit zur erforderlichcuVorbesprechungbezw. Orieutirung nicht
vorhanden war:

Die Wahl eines Mitgliedes bezw. Stellvertreters des Provinzialausschusses
wird vertagt.

Folgen 30 Unterschriften."
VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Courth hat das Wort.
Abgeordneter Courth: Ich habe uichts mehr zu sagcu. Der Vcrtaguugsantrag ist

jetzt formell eingebracht.
Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Graf von Nesselrode hat

das Wort.
Abgeordneter Graf von Neffelrode: Ich für meine Perfon erkläre, daß ich dem

Antrag des Freiherr« von Solemacher unbedingt zustimmen würde, aber ich kann es nicht.
VorsitzenderFürst zu Wied: Meine Herren! Es steht eine ganze Menge Namen

darunter, ich müßte sämmtliche Unterzeichner fmgeu. ob Sie auf dem Antrag bestehen oder
nicht. — Zur Gcschaftsorduung hat Herr Graf von Hoensbrocchdas Wort.

AbgeordneterGraf von und zu Hoensbroech: Ich glaube, meine Herren, der Antrag ist
von Graf Neffelrode gestellt, diejenigen die ihn unterzeichnet haben, unterstützen den Antrag
dahin, daß er zur Berathung kommt, aber weiter nicht. Deshalb ist es nicht nöthig, daß die
einzelnen Herren gefragt werden, ob sie in eine Abänderung eiuwilligen oder nicht. Graf
Ncssclrodesagt, ich ziehe meinen Antrag zurück. Also nur, wenn er von anderer Seite auf¬
genommen wird, wäre er zn erledigen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Meiue Herren! Ich stehe davon ab, die Namen zu
verlesen. Zur Geschäftsordnung hat Herr Graf von Neffelrode das Wort.

Abgeordneter Graf von Neffelrode: Ich ziehe den Antrag insoweit zurück, als
daraus geschloffen werden tauu. daß die Sache weiter verlegt werden sollte als bis auf morgen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Zur Gcschaftsorduung hat der Herr Abgeordnete
Freiherr von Solemacher das Wort.

AbgeordneterFreiherr von Solemacher: Dann ziehe ich meineu Antrag gcmz zurück.
Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Nertagungsantrag auf morgen steht allem zur

Abstimmung. Ich würde diejenigen, die gegen den Vertaguugsautrag siud, bitten, sich zu erheben.
Meine Herren! Ein Vertagungsantrag geht immer vor, also muß ich die Frage so stellen. Wer
Legen die Vertaguug ist, wolle sich erheben. (Geschieht.)

Es ist die Minorität, Also die Wahlen uud die Ausloosung der Mitglieder des
provinzialausschusses ist auf morgen vertagt.

Meine Herren! Ich habe noch folgende Geschäftsmittheilungen zu machen. Erstens
h°be ich in den Ergänzungen von vorhin einen kleinen Fehler geinacht, indem ich emen falschen
^schlag gemacht habe. Nämlich die Eingabe des Herrn Gemeinde-Oberförsters von Metzen
betreffenddie Lage der Gemeindeforstbeamtenin Preußen, müßte wohl im Anschlüsse an Nr. 06
""sercr Drucksachenin Behandlung kommen. Die Nr. 63 lautet: 48'
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„Bericht des Proviuzialausfchusfes über eine Eingabe von Landbürgermeistereien der
Rhcinprovinz. betreffend Zablnng der Pensionen der Volksschullehreraus der Pensions¬
kasse der Lcmdbürgermeistereiennnd Landgemeinden der Nheinvruvinz."

Diese Sache steht zur Behandlung in der zweiten Fachcommission. Ich möchte deshalb
bitten, den Beschluß zu fassen, daß diese Angelegenheit ebenfalls der zweiten Fachcommission
zugewiesenwird.

Meine Herren! Ich habe weiter folgenden Eingang eben zugestellt bekommenund
um keinen Aufenthalt zu macheu. mochte ich auch diese Angelegenheit noch in den Geschäftsgang
bringen. Ich habe hier die wichtige Vorlage von Seiten des Herrn Landtagscommiffarius, tue
mir durch den Herrn Lcmdesdirekturzugestellt worden ist, betreffend die Anlage von Thalsverrcu
im Wuppergcbiete.

Meine Herren! In der Angelegenheit kann ich mir nicht erlauben, einen Vorschlag
zu machen, in welcher Weise sie behandelt werden soll. Ich möchte fragen, ob Sie sich jetzt
fchun fchlüssig machen wollen über die Behandlung, oder ob Sie das bis morgen aus¬
setzen wollen.

Zur Geschäftsordnung hat das Wort der Herr Abgeordnete Dietze.
Abgeordneter Dietze: Ich möchte mir den Vorfchlag erlauben, daß wir dazu eine

Svezilllcommifsionwählen, die auch mit deu örtlichen Verhältnissenbekannt ist, denn es handelt
sich speziell um die Aulage dieser Thalsverrcu im Wnvvcrthal. und wer das Wuppergcbiet nicht
kennt, würde vielleicht nicht ebenso gut iu der Lage sein, wie die dort Geborenen, die Sache
zu beurtheilen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Das Wort zur Geschäftsordnung hat der He«
Abgeorduete Becker.

Abgeordneter Becker: Würde es nicht am Einfachsten sein, wenn die Sache morgeu
mit auf die Tagesordnung gesetzt wird? Morgen haben wir doch nur Commissionen zu wählen,
tonnten also noch die geschäftliche Behandlung in der Weife, wie der Herr Abgeordnete Dietze
es beantragt hat, regeln und dann am Schlüsse die für die Behandlung der einzelnenVorlagen
etwa noch nöthigen besonderenCommissionen auch uoch wähleu.

Vorsitzeuder Fürst zu Wied: Sind die Herren damit einverstanden, so wird tue
Angelegenheit morgen zur Verhcmdlung kommen, uud über die Behandlung der Sache be¬
schlossen werden.

Meine Herren! Was nun die Tagcsordnuug für morgen betrifft außer den beiden
Punkten, die Sie schon daranf verwiesen haben — das sind diese beiden wichtigen Vorlage«,
die Wuvperthalsverre und die Moselkanalisirung — so möchte ich fragen, was Sie noch aus
die Tagesordnung von morgeu gefetzt wiffen wollen.

Ich würde nämlich, meine Herren, glauben, daß zur Beförderung des ganzen Geschäfts¬
gangs es sehr wichtig wäre, wenn wir möglichst viele der übrigen Vorlagen, der einzelne"
Berichte des Provinzialausschusses, wenn möglich alle auf die Tagesordnung stellten und we
geschäftliche Behandlung derselben erledigten, wenn wir sagten, die uud die Sacheu wollen wn
im Plenum erledigen und die übrigen wollen wir in die Fachcunnnissiunenverweisen, s" dn/i
die Fachcommissionennachher für die ganze Woche Arbeit haben. Ich möchte deshalb tue
generelle Frage stellen, ob Sie nicht sämmtliche Vorlagen, die noch von den Vorlagen des
Provinzialausschusses uud der Staatsregierung übrig sind, morgen ans die Tagcsordnuug
stellen wollen, um deren geschäftliche Behandlung zu befchließcu. Sie würdcu danu in der
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